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1 Einleitung 

„The prophetic hype and the ideological manipulation characterizing most 
discourses on the information technology revolution should not mislead us 
into underestimating its truly fundamental significance1" 

 

Das Internet hat sich schneller als jedes andere Kommunikationsmedium in der 

Geschichte der Menschheit durchgesetzt und verbreitet. 5 Jahre haben 

ausgereicht, um weltweit 50 Millionen Menschen zu erreichen. Das Radio 

benötigte 38 Jahre, das Fernsehen 13 Jahre und das Kabelfernsehen noch 10 Jahre 

um denselben Verbreitungsgrad zu erlangen2. Durch die Interaktivität 

unterscheidet sich das Internet jedoch auch qualitativ von den bisherigen 

Massenmedien. Das einleitende Zitat von CASTELLS bezieht sich auf diese 

weitreichenden Möglichkeiten und Einwirkungen der modernen Informations- 

und Kommunikationstechnologien (IKT) auf Gesellschaft, Wirtschaft und Staat. 

In der Wirtschaft hat die Globalisierung und das globale Medium Internet eine 

ungestüme Dynamik entfesselt. Begriffe wie eCommerce, eBusiness und weitere 

eBuzzwords haben schon lange den Weg in den allgemeinen Wortschatz 

gefunden. Beginnend als blosses Informationsmedium, hat sich das Internet 

innert Kürze zum integralen Informations-, Kommunikations- und 

Transaktionsmedium der Wirtschaft entwickelt. Über eCommerce werden den 

Kunden weltweit Waren und Dienstleistungen angeboten, Bestellungen intern 

elektronisch verarbeitet und verrechnet. eProcurement stellt letztlich die 

Anbindung der Geschäftspartner und Lieferanten sicher. Die Wirtschaftskreisläufe 

sind geschlossen, Geschäftsprozesse vollständig elektronisch abgebildet und 

reorganisiert und somit die Unternehmen der Informationsgesellschaft 

geschaffen3. 

Der Staat ist zwar nicht derselben Dynamik unterworfen, steht aber vor ungleich 

breiteren Herausforderungen4. Der Übergang von der Industrie- zur 

Informationsgesellschaft verlangt vom Staat die Anpassung und Schaffung 

rechtlicher und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen5. Beispiele umfassen die 

                                                 
1 Castells, [1996], S.30. 
2 vgl. Weber in Gisler/Spahni, [2000], S.100. 
3 vgl. Gisler in Gisler/Spahni, [2000], S.14. 
4 vgl. The Economist, 24.06.00. 
5 vgl. Gisler in Gisler/Spahni, [2000], S.15. 
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digitale Signatur6, das Bildungswesen und die Förderung der Infrastruktur7. 

Darüber hinaus ist der Staat ebenso in der Leistungserstellung und 

Leistungsabgabe durch die IKT gefordert. Die vorliegende Arbeit fokussiert sich auf 

den Bereich des elektronischen Zugangs zu öffentlichen Leistungen und 

untersucht dessen Auswirkungen auf die interne Organisation der Verwaltung. 

1.1 Problemstellung und Zweck der Arbeit 

Der Einfluss der IKT auf die interne Organisation von Unternehmen wurde bereits 

zu Beginn der neunziger Jahre wissenschaftlich thematisiert8. Die theoretischen 

Überlegungen zu den Auswirkungen auf die Organisation wurden im privaten 

Sektor auch schon mittels Fallstudien empirisch erforscht9. Im öffentlichen Sektor 

sind in der Schweiz bislang zu dieser Problemstellung noch keine empirischen 

Untersuchungen angestellt worden10. 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es daher, den durch die electronic Public Services 

(ePS) implizierten Veränderungen auf die Verwaltungsorganisation nachzugehen. 

Angesichts des komplexen Untersuchungsgegenstandes und der zeitlichen 

Begrenzung bei der Verfassung der Diplomarbeit ist es wichtig die empirische 

Untersuchung auf einige wenige Städte zu begrenzen. Im Hinblick auf diese 

Zielsetzung wurden daher vier „best practice“-Städte untersucht, welche über das 

ebenfalls in dieser Arbeit ermittelte beste Angebot an ePS verfügen. Dies führt in 

der Folge dazu, dass die Untersuchungen den Charakter von Fallstudien haben 

und damit nicht repräsentativ sind. Die ermittelten Resultate geben allerdings 

dennoch Aufschluss darüber, inwieweit sich die ePS auf die 

Verwaltungsorganisation auswirken. 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Im Anschluss an die Einleitung wird in Kapitel 2 zunächst ein theoretischer 

Rahmen für die Diplomarbeit dargelegt. Organisatorische Veränderungen und 

Modernisierungsbemühungen der Verwaltung werden gemeinhin mit dem Begriff 

                                                 
6 Digitale Signatur: Ein elektronischer Code, der elektronische Daten beigefügt wird oder 

logisch mit ihnen verknüpft ist und mit Hilfe eines privaten Schlüssels verschlüsselt wird, 
und anhand dessen nach Entsc hlüsselung mit Hilfe des entsprechenden öffentlichen 
Schlüssels festgestellt werden kann, dass die Daten dem Inhaber des privaten Schlüssels 
zugeordnet werden können und seit ihrer Signatur nicht verändert worden sind (Art. 2 Bst. f 
V vom 12. April 2000 über die Dienste der elektronischen Zertifizierung (SR 784.103)  zit. 
aus Bock in Gisler/Spahni, [2000], S.160) 

7 vgl. Gisler in Gisler/Spahni, [2000], S.16 
8 vgl. Morton in Morton, [1991], S.3ff.  
9 vgl. Bjorn-Andersen/Wieser in Reinermann, [1995], S. 222ff.  
10 vgl. auch Studie Prognos, [2001], S.2  
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des New Public Management (NPM), bzw. dem in der Schweiz gebräuchlichen 

Begriff der Wirkungsorientierten Verwaltungsführung (WoV) in Verbindung 

gebracht. In der theoretischen Einführung wird daher zunächst schemenhaft auf 

das NPM eingegangen. Es folgen Erläuterungen zum Veränderungspotential der 

Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) im Hinblick auf die 

öffentliche Verwaltung. Letztlich finden die Begriffe des electronic Government 

(eGovernment) und des electronic Public Services (ePS) Erläuterung und 

mögliche Einflussfaktoren auf die Verwaltungsorganisation werden aufgezeigt. 

Im 3. Kapitel werden die zu untersuchenden „best practice“-Städte bestimmt. 

Grundlage zur Auswahl der Städte bildete das zum Zeitpunkt der Diplomarbeit 

verfügbare Angebot der ePS auf dem Internet. Einschränkendes Kriterium bildete 

die Anzahl der Einwohner und als zentrales Auswahlkriterium wurde das 

Vorhandensein von kundenorientierten Zugangsportalen zu den ePS 

herangezogen. Als letztes Kriterium diente die Anzahl der verfügbaren ePS zur 

Auswahl der vier „best practice“-Städte. 

In Kapitel 4 folgen Erläuterungen zur Methode der qualitativen 

Forschungsinterviews. Im Anschluss werden Hypothesen über die 

Zusammenhänge der ePS auf die Verwaltungsorganisation aufgestellt. Auf 

Grundlage der Hypothesen wird dann ein Leitfaden für die Interviews erstellt. 

Kapitel 5 umfasst die zusammengefasste Darstellung der Interviews. Die 

Interviewresultate sind dabei anhand der aufgestellten Hypothesen strukturiert 

dargestellt. 

In Kapitel 6 werden aus den empirisch ermittelten Daten Schlussfolgerungen 

gezogen und die Auswirkungen der ePS auf die Verwaltungsorganisation 

zusammenfassend dargestellt. 
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2 Theoretischer Rahmen 

Zielsetzung des folgenden Kapitels ist die Erklärung der für den weiteren Verlauf 

der Arbeit bedeutungsvollen Begriffe und die Schaffung eines theoretischen 

Fundaments. Dies sind insbesondere die Begriffe des New Public Management, der 

Informations- und Kommunikationstechnologie, des eGovernments sowie 

letztlich des electronic Public Services. 

2.1 New Public Management 

2.1.1 Bürokratische Verwaltungsorganisation 

Die öffentlichen Verwaltungen sind nach bürokratischen Prinzipien konzipiert und 

organisiert11. Strenge Kompetenzverteilung, Hierarchien und vorgegebene 

Regelsysteme charakterisieren dieses System. Diese mechanistische Konzeption der 

öffentlichen Verwaltung ist jedoch seit geraumer Zeit unter vielfältigen 

Veränderungsdruck aus dem Umfeld der Verwaltung geraten12. 

Zum einen hat sich die Gesellschaft seit Etablierung der bürokratischen  

Verwaltungsorganisationen von der Industriegesellschaft weg hin zur 

Dienstleistungs- und Informationsgesellschaft gewandelt13. Die damit 

einhergehenden gesellschaftlichen Wertveränderungen sowie die technologischen 

Grundlagen der Informationsgesellschaft stellen die Akzeptanz wie auch 

Prinzipien des bürokratischen Verwaltungsmodells in Frage14. Im politischen 

Umfeld der Verwaltung haben verstärkte finanzielle Restriktionen des Staats zu 

einer Überprüfung und Neubeurteilung des bürokratischen Verwaltungsmodells 

geführt15. Letztlich erzeugt die Welle der Globalisierung und Liberalisierung im 

ökonomischen Umfeld der Verwaltung eine starke Dynamik, welcher sich die 

Verwaltung nicht zu entziehen vermag. Standortwettbewerb der 

Gebietskörperschaften und mangelnde Akzeptanz der Verwaltungsleistung 

angesichts der unterschiedlichen Produktivitätsentwicklungen im öffentlichen und 

privaten Sektor bilden daher im ökonomischen Umfeld die prägenden 

Einflussfaktoren16. 

                                                 
11 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.16 
12 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.25ff.  
13 vgl. Bellamy/Taylor, 1998, S.1  
14 vgl. Muralt Müller in Gisler/Spahni, [2000], S.4 
15 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.27  
16 vgl. Hausmann in Reinermann, [1995], S.203  
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New Public Management beschäftigt sich mit diesen Herausforderungen an die 

öffentliche Verwaltung. 

Das Umfeld der Verwaltung und deren Einflussfaktoren sind in der folgenden 

Abbildung 1 illustriert: 

 

Verwaltung

Märkte

Politik Gesellschaft

 
 

 

2.1.2 New Public Management 

New Public Management (NPM) bezeichnet den Oberbegriff für die vielfältigen 

Bestrebungen zur Reform und Modernisierung öffentlicher Einrichtungen und die 

Implementierung neuer Formen öffentlicher Verwaltungsführung18. 

Es besteht Konsens darüber, dass nach wie vor gewisse Aufgabenbereiche in die 

private und andere in die öffentliche Zuständigkeit fallen, dass also der Staat und 

die Verwaltung notwendig sind zur Regelung und Verwaltung bestimmter 

gesellschaftlicher Aspekte. Hauptproblem der Verwaltung bildet nicht die 

Rechtsstaatlichkeit und die Demokratie, sondern vielmehr die mangelnde 

Effektivität und Effizienz19. Charakteristika des NPM sind der Wechsel von der 

Input- zur Outputorientierung, sowie die Etablierung marktwirtschaftlicher und 

unternehmerischer Elemente in der Verwaltung zur Behebung der mangelnden 

Effektivität und Effizienz20. 

                                                 
17 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.25 
18 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.5 
19 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.43ff.  
20 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.5 

Abb. 1: 
Umfeld der 
Verwaltung
17 
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Der Ansatz des NPM blieb nicht unkritisiert. Kritik hat sich insbesondere im 

Hinblick auf die Einführung von unternehmerischen Elementen in der 

Verwaltung geregt, da dadurch eine latente Veränderung der Verwaltung zu 

ungunsten des demokratischen Führungssystems entstehe21. Ähnliche Bedenken 

wurden auch von juristischer Seite im Hinblick auf die Geltendmachung der 

Verantwortlichkeit bei Verwaltungshandeln geäussert22. Es bleibt an dieser Stelle 

darauf hinzuweisen, dass die grundlegende Frage der Demokratieverträglichkeit 

des NPM vor allem in den kontinentaleuropäischen Staaten stark thematisiert und 

problematisiert wird, dies gilt auch für die Schweiz23. 

2.1.3 Ziele des NPM 

Erstens hat sich die Verwaltung an den Kundinnen und Kunden zu orientieren. 

Analog den Bedürfnissen einer Dienstleistungsgesellschaft wird der Begriff der 

Kundenorientierung aus der Privatwirtschaft in den öffentlichen Bereich 

übertragen. Eine Öffnung der Verwaltung gegenüber den Bedürfnissen ihrer 

Kundschaft ist gefordert. Der Kundenbegriff ist umfassend zu verstehen; 

Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen wie auch die Verwaltung selbst sind 

Kundinnen und Kunden in diesem Sinne24. 

Zweitens strebt das NPM eine Leistungs- und Wirkungsorientierung an. 

Leistungen sind das Ergebnis der Verwaltungstätigkeit aus der Kundensicht, 

Wirkungen sind die Effekte welche sich aus der Abgabe dieser Leistungen ergeben. 

NPM strebt eine Verschiebung weg von Inputorientierung hin zur Leistungs-

/Wirkungsorientierung und damit Outputorientierung an. Dies setzt voraus, dass 

neue Steuermechanismen entwickelt und eingeführt werden, welche Effizienz und 

Effektivität der Verwaltungstätigkeit offen legen und Ansatzpunkte für 

Verbesserungspotentiale aufzeigen25. 

Drittens fordert NPM eine Qualitätsorientierung. Aufbauend auf der 

Kundenorientierung bildet die Qualitätsorientierung ein Mittel, um mehr Effizienz 

und Effektivität in der Verwaltungstätigkeit zu schaffen. Qualität bedeutet dabei 

die Erfüllung von Erwartungen und Erfordernissen26. Umfassendes 

Qualitätsmanagement (Total Quality Management) geht über die Leistungen und 

                                                 
21 vgl. Naschold in Kubicek et al., [2000], S.29 
22 vgl. Häfelin/Ha ller, [1998], S.263 
23 vgl. Naschold in Kubicek et al., [2000],  S.29 
24 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.55f.  
25 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.59f.  
26 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.65 
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Kundenbetrachtung hinaus, und umschliesst auch Aspekte des Prozesses zu 

Bereitstellung der Leistungen27. 

Viertens soll sich die Verwaltung am Wettbewerb orientieren. Mit der 

systematischen Etablierung marktwirtschaftlicher und unternehmerischer 

Elemente ist die Verwaltung gezwungen, sich stärker an den Bedürfnissen der 

Kundschaft und weniger an den Bedürfnissen der eigenen Organisation zu 

orientieren28. 

2.1.4 Erkenntnismodell des NPM 

Die einzelnen Reform- und Modernisierungsansätze der öffentlichen Verwaltung 

lassen sich gemäss SCHEDLER/PROELLER in einem heuristischen Dreiecks-

Modell kategorisieren29: 

 

 
 

Die Strategie der Verwaltung stellt dabei einen Ansatzbereich für Veränderungen 

hinsichtlich der Vision, sowie den Aufgaben und Zielen der Verwaltung dar. 

Insbesondere durch externe Vorgaben und Veränderungsdruck wird die Strategie 

zu einem Ansatzbereich für Reformen. Spezifische Ziele und Veränderungen durch 

das NPM betreffen die Kundenorientierung, Leistungs-/Wirkungsorientierung, 

Qualitätsorientierung sowie die Wettbewerbsorientierung31. 

                                                 
27 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.64f.  
28 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.67f.  
29 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.18f.  
30 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.21  
31 siehe Kapitel 2.1.3  

Abb. 2: 
Erkenntnis-
modell des 
NPM. 30 
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Die Struktur betrifft die Ablauf- und Aufbauorganisation. Ansätze zur 

Umgestaltung bieten sich bei der Neustrukturierung von Prozessen und 

Strukturen, sowie der Etablierung neuer Steuerungsmechanismen und der 

Institutionalisierung von Wettbewerb32. 

Der Bereich des Potentials beinhaltet letztlich Impulse zur Reform der Verwaltung 

aus den Bereichen des Wissens, des Verwaltungspersonals und der Technologie33. 

Diese drei formellen Ansatzbereiche zu Reformen in der Verwaltung beeinflussen 

sich gegenseitig. Wird z.B. die Kundenorientierung als strategisches Ziel fixiert, so 

zeigt dies auch bei der Struktur der Verwaltung Auswirkungen, indem Prozesse 

gezielt auf den Kunden ausgerichtet und optimiert, sowie allenfalls auch 

Anpassungen in der Aufbauorganisation vorgenommen werden. Neben den drei 

formellen Einflusskanälen gilt es zusätzlich noch den informellen Einflussbereich 

der Verwaltungskultur zu beachten, welcher ebenfalls Ansatzpunkte zur 

Verwaltungsreform bietet34. 

Das Erkenntnismodell zur Strukturierung der Reformen in der Verwaltung dient 

in der vorliegenden Arbeit dazu, den möglichen Einflussfaktoren der ePublic 

Services auf die Verwaltungsorganisation im Rahmen eines Modells nachzugehen. 

Dabei geht es zunächst um die genauere Einordnung und Beschreibung des 

Begriffes ePublic Services im Modell. Die ePublic Services sind im Bereich des 

eGovernments35 einzuordnen, welches wiederum ein Teil des Potentials zur 

Verwaltungsreform im Rahmen der Informations- und 

Kommunikationstechnologien darstellt. 

2.2 Potential: Informations- und 
Kommunikationstechnologien 

Das technologische Potential zur Verwaltungsreform und Modernisierung bilden 

die Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT). Insbesondere in den 

letzten fünfzig Jahren hat die digitale Revolution stets an Dynamik gewonnen und 

konnte bislang in ihren Wirkungen kaum überschätzt werden36. Den IKT kommt 

der Status einer Schlüsseltechnologie zu, da sie die menschlichen Lebensbereiche 

heute in einem derart starken Ausmass prägen, dass von einem Übergang von der 

                                                 
32 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.20 
33 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.20 
34 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.21  
35 siehe Kapitel 2.3  
36 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.10 
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Industriegesellschaft zur Dienstleistungs- und Informationsgesellschaft 

gesprochen wird37. 

2.2.1 Entwicklung der IKT 

Ein kurzer Abriss der Entwicklung der IKT verdeutlicht den groben 

Zusammenhang der einzelnen Technologien, welche im Begriff der IKT 

zusammengefasst werden. 

Am Beginn der modernen Informationstechnologie stand die Entwicklung 

leistungsfähiger und programmierbarer Rechner in den vierziger und fünfziger 

Jahren des letzten Jahrhunderts. Zunehmende Miniaturisierung und 

Kostensenkung, sowie die Entwicklung anwenderfreundlicher Software 

begünstigten die rasche Verbreitung von Computern38. 

Unabhängig von diesem technologischen Entwicklungspfad erfolgten 

grundlegende Innovationen im Bereich der Telekommunikation. Der Übergang 

von der analogen zur digitalen Informationsübermittlung ermöglichte die 

vollständig digitale Telekommunikation zwischen Computern. Dadurch 

verbesserte sich die Informationsübertragung hinsichtlich Qualität, 

Geschwindigkeit und Zuverlässigkeit deutlich. Der Bedarf an mehr Bandbreite und 

Volumen in der Informationsübermittlung führte zur Entwicklung von 

Datenkomprimierungsverfahren, Satellitenkommunikation sowie letztlich der 

optischen Fiberglastechnologie39. 

Aufbauend auf diesen beiden Grundlagen der Informations- und 

Kommunikationstechnologien (IKT) entstanden die heutigen 

Informationssysteme und Informationsanwendungen. Die Umstellung der 

bestehenden Informationssysteme auf eine dezentrale Systemarchitektur bildete 

die technische Grundlage für das Entstehen des Internets. Multimedia 

Anwendungen, bzw. die simultane Übertragung von Text, Bildern und Sprache 

prägen letztlich das Internet wie wir es heute kennen40. 

2.2.2 Anwendungsstufen der IKT 

Der Einsatz der IKT lässt sich in drei idealtypische Umsetzungsstufen einteilen, 

welche unterschiedliche Auswirkungen auf die Organisation zeitigen. 

                                                 
37 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.1  
38 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.10 
39 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.12 
40 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.14 
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Automatisierung, Informatisierung und Transformation stellen diese drei 

Umsetzungsstufen dar41. 

2.2.2.1 Automatisierung 

Die IKT stellen zunächst einmal Produktionstechnologien dar, welche dazu dienen 

die Kosten der Produktion zu senken. Beispielsweise ermöglicht der Einsatz von 

Computern bei der Einwohnerkontrolle einer Gemeinde die Archivierung von 

Einwohnerdaten in elektronischen Datenbanken. Änderungen können damit 

gegenüber ausschliesslich papierbasierten Archivierungssystemen effizienter 

vorgenommen werden, da Daten schneller und einfacher zugänglich sind. Zudem 

bestehen neue Möglichkeiten wie z.B. die elektronische Suche. Die IKT dienen als 

Produktionstechnologie analog der Anschaffung einer schnelleren und 

produktiveren Maschine in der industriellen Produktion42. 

Die IKT werden auf der Stufe Automation eingesetzt, um die bestehenden 

Produktionsprozesse und die administrativen Prozesse zu beschleunigen und zu 

verbessern43. Die IKT finden daher auf dieser Stufe hauptsächlich Anwendung bei 

datenintensiven Verarbeitungsprozessen, zwischen diesen „Automationsinseln“ 

bestehen jedoch häufig immer noch Medienbrüche beim Austausch von 

Informationen44. 

2.2.2.2 Informatisierung 

Da Informationen Produktionsgegenstand der IKT sind, werden unweigerlich 

Informationen über die Prozesse und Organisation der Produktion selbst erzeugt. 

Dieser Umstand wird als Informatisierung bezeichnet. Diese Informationen 

können einerseits zur Analyse der Prozesse und der Organisation herangezogen 

werden, andererseits können sie ebenso der Überwachung und Kontrolle des 

Verwaltungspersonals dienen45. Als Beispiel sei hier wiederum auf die 

Einwohnerkontrolle verwiesen. Neben den eigentlichen Einwohnerdaten werden 

auch Informationen über Bearbeitungsdauer, Anzahl der Änderungen, usw. 

festgehalten. 

Informatisierung bedeutet somit, dass durch die Ausführung operativer 

Tätigkeiten durch den Einsatz der IKT unweigerlich auch Management 

                                                 
41 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.3  
42 vgl. Morton in Morton, [1991], S.16 
43 vgl. Morton in Morton, [1991], S.16 
44 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.38 
45 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.27  
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Informationen generiert werden46. Informationen dieser Art können auch auf der 

Anwendungsstufe der Automation anfallen, in der Anwendungsstufe der 

Informatisierung werden diese jedoch bewusst und gezielt gesammelt und bilden 

eine qualitativ hochwertige Grundlage hinsichtlich Innovationen in der 

Verwaltung47. Beispiele bilden die Auswertung von Feedbackinformationen oder 

Kundenprofilen. 

2.2.2.3 Transformation 

Die Anwendungsstufe der Transformation unterscheidet sich fundamental von 

den ersten beiden Stufen der IKT Nutzung. Der Einsatz der IKT in den 

Anwendungsstufen der Automatisierung und der Informatisierung führte häufig 

zu der Feststellung, dass sich trotz des Einsatzes der IKT die Produktivität nicht 

wesentlich steigern liess48. Diese als IT-Paradox bezeichnete Feststellung, erklärt 

sich durch die Automatisierung der bestehenden Abläufe, welche dadurch zwar 

schneller aber nicht zwingend produktiver wurden49. Der Lösungsansatz für diese 

Problematik liegt in der Umgestaltung der bestehenden Abläufe und Strukturen 

anhand der Möglichkeiten der IKT50. Als Mittel zur Herbeiführung der 

organisatorischen Veränderungen wird dabei auf das Business Process Re-

Engineering verwiesen51. Erst die Umgestaltung der Organisation ermöglicht es 

das volle Potential der IKT auszuschöpfen52. 

2.2.3 Bedeutung und Einfluss der IKT auf die Verwaltung 

Informationen sind für die Erfüllung des breiten Spektrums der 

Verwaltungsaufgaben von entscheidender Bedeutung, da der Output der 

Verwaltung über weite Strecken aus nichts anderem als Informationen (z.B. 

Verwaltungsentscheidungen) besteht53. Die Produktionsprozesse der Verwaltung 

basieren stärker auf Informationen als in der Wirtschaft54. Die IKT ermöglichen 

daher starke qualitative Veränderungen in der Art und Weise der Informations- 

und Kommunikationsmöglichkeiten der Verwaltung55. Informatisierung und 

                                                 
46 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.27  
47 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.65 
48 vgl. Bellamy/Tay lor, [1998], S.51  
49 vgl. Simonis in Reinermann, [1995], S.19 
50 vgl. Zumkehr in Verwaltung und Management, [1998], S.373f.  
51 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.52  
52 vgl. Zumkehr in Verwaltung und Management, [1998], S.373f.  
53 vgl. Lenk in Lenk/Traunmüller, [1998], S.13 
54 vgl. Lenk in Lenk/Traunmüller, [1998], S.13 
55 vgl. Menne-Haritz, [1999], S.311f., vgl. auch Bellamy/Taylor, [1998], S.28 
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Informationsvernetzung bilden für die Verwaltung wichtige Möglichkeiten und 

Impulse zur Innovation. Innerhalb der IKT ragt im Zusammenhang mit der 

Verwaltung insbesondere der Begriff des eGovernments hervor. 

2.3 eGovernment 

Der Begriff des electronic Government (eGovernment) hat sich im Laufe der 

neunziger Jahre im Rahmen der zunehmenden Ausbreitung der IKT in 

unterschiedliche Gesellschaftsbereiche und im Umfeld der Begriffe des 

eCommerce und eBusiness herausgebildet56. Entsprechend des breiten Feldes, 

welches der Begriff umfasst – Staat und IKT – bestehen auch eine Vielzahl von 

Definitionen. Als wesentlich für die Definition des Begriffes haben sich die 

Verwaltungsinformatik sowie auch das NPM herausgestellt. Eine allgemeine 

Definition des Begriffes eGovernment nach SCHEDLER lautet daher: 

„Electronic Government ist eine Organisationsform des Staates, welche die 
Interaktionen und Wechselbeziehungen zwischen Staat und Bürger, 
privaten Unternehmungen, Kunden und öffentlichen Institutionen durch 
den Einsatz von modernen Informations- und 
Kommunikationstechnologien integriert57.“ 

Die Definition strebt damit eine umfassende Betrachtung des eGovernment an, 

indem die Rückwirkungen der IKT auf die Organisation explizit in die Definition 

miteinbezogen werden. 

2.3.1 Triebfedern und Ziele des eGovernment 

Die Vision der Verwaltung im Informationszeitalter und auch die Vision des 

eGovernments wird im wesentlichen von zwei Faktoren geprägt, welche Eingang 

in den Slogan zum Informationszeitalter des amerikanischen Vize-Präsidenten Al 

Gore der Clinton Administration gefunden haben: „create government that works 

better and costs less”58. Das Ziel der Kostenreduktion durch eGovernment leitet 

sich aus den strengeren finanziellen Restriktionen des politischen Umfeldes der 

Verwaltung ab. Die zweite Triebfeder des eGovernment zielt darauf hin die 

Verwaltung effizienter und effektiver zu gestalten, sowie die Qualität der 

öffentlichen Leistung zu erhöhen. Die Eigenschaften der IKT sollen dabei helfen, 

trotz der Verbesserung der öffentlichen Leistungen, die Kosten der Bereitstellung 

konstant zu halten oder gar zu senken59. 

                                                 
56 vgl. Gisler in Gisler/Spahni, [2000], S.15  
57 Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.35 
58 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.64 
59 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.64f.  
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2.3.2 eGovernment und NPM 

Ziel des eGovernment ist es die IKT zu nutzen, um die Interaktion zwischen dem 

Staat und den Anspruchsgruppen des Staates zu integrieren. Die tiefgreifende 

Wirkung dieser Integration besteht letztlich bei einer umfassenden 

Implementierung von eGovernment in Reformen und Modernisierungen der 

Verwaltung als Institution60. EGovernment hat damit dieselbe Wirkungsrichtung 

wie NPM. Da NPM den Oberbegriff für Reformen und Modernisierung der 

Verwaltung bildet, kann eGovernment daher auch vereinfachend als Teil des NPM 

betrachtet werden61. 

Die Beziehung zwischen NPM und eGovernment gestalten sich allerdings 

wechselseitiger und komplizierter als oben angedeutet. So ist es das Ziel des NPM 

die Verwaltung an Kunden, Leistung/Wirkung, Qualität und Wettbewerb zu 

orientieren. Einerseits baut die erfolgreiche Implementierung des eGovernments 

auf den Grundlagen der Kunden- und Leistungsorientierung der Verwaltung auf, 

insofern bilden die Ziele des NPM die Voraussetzung und Grundlage auf denen 

eGovernment aufbaut62. Andererseits kann aufgrund der grossen Dynamik, 

welche die IKT in der Gesellschaft entfalten, das eGovernment aber auch als 

Katalysator und Anstoss für NPM angesehen werden63. Es bedarf dann zunächst 

einer strategischen Ausrichtung der Verwaltung im Sinne des NPM, um die 

Grundlagen für eGovernment zu schaffen64. 

2.3.3 Prozessschritte des eGovernment 

Die Einordnung der electronic Public Services im Rahmen des eGovernments 

ergibt sich durch eine prozessorientierte Betrachtung des eGovernments65. Der 

politische Entscheidungs- und Produktionsprozess lässt sich entsprechend dieser 

Kategorisierung in drei Schritte aufteilen: 

                                                 
60 vgl. Lenk/Klee-Kruse, [2000], S.17 
61 vgl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.47  
62 vgl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.47  
63 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.38 
64 vgl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.47  
65 v gl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.37  
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2.3.3.1 electronic Democracy and Partizipation (eDP) 

Der Prozessschritt der elektronischen Demokratie und Partizipation umfasst alle 

Elemente der demokratischen Legitimation und Entscheidung und deren 

Vorbereitung67  – die Interessenartikulation, die Interessenaggregation sowie die 

politische Entscheidung68. Beispiele der elektronischen Abbildung der einzelnen 

Elemente sind Kontaktformulare und elektronische Anschlagbretter 

(Interessenartikulation), Diskussions- und Chatforen (Interessenaggregation) 

sowie das elektronische Abstimmungsverfahren (Entscheidung). Die Resultate des 

demokratischen Legitimationsprozesses definieren in der Folge direkt oder indirekt 

die Rahmenbedingungen des politischen Produktionsprozesses. 

2.3.3.2 electronic Production Networks (ePN) 

Unter ePN werden Formen der Produktion von öffentlichen Leistungen 

verstanden, welche sich der Mittel der elektronischen Medien bedienen. Partner 

dieser Produktionsnetzwerke können sowohl öffentliche als auch private 

Institutionen sein69. Die Informatisierung der Verwaltungstätigkeiten fördern 

Management Informationen über Effizienz und Effektivität zutage. Zum einen 

offenbaren sich dadurch Verbesserungsmöglichkeiten, zum anderen wird die 

Hierarchie als organisatorische Kontrolle relativiert, da Management 

                                                 
66Center of Excellence eGovernment der Universität St.Gallen, http://www.electronic-

government.ch, 01.03.01  
67 vgl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.37  
68 vgl. Birle/Wagner in Mols/Lauth/Wagner, [1994], S.110 
69 v gl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.37  

Abb. 3: 
Prozess-
schritte des 
eGovern-
ments66 
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Informationen durch die Informatisierung ohnehin produziert werden. Durch die 

Kommunikationsmöglichkeiten der IKT bietet sich die Möglichkeit, die Produktion 

neu zu organisieren und durch Verträge zu kontrollieren70. Grundlage der 

Flexibilisierung der Produktion öffentlicher Leistungen bildet jedoch die Trennung 

von politischer und operativer Verantwortlichkeit und damit die Leistungs- und 

Wirkungsorientierung der Verwaltung wie sie das NPM vertritt71. Beispiele für 

ePN sind die Zentralisierung der Produktion öffentlicher Leistungen zwecks 

Realisierung von Skaleneffekten (z.B. Fahrzeugregistrierung, Steuerämter, etc.) 

und Auslagerung einzelner öffentlicher Tätigkeiten in die Privatwirtschaft. 

2.4 Electronic Public Service 

Im Zusammenhang mit den erläuterten Prozessschritten des eGovernment im 

letzten Kapitel erfolgt an dieser Stelle eine vertiefte Erklärung des Begriffes 

electronic Public Services (ePS). 

„Unter ePS wird die Abgabe von öffentlichen Leistungen an die 
Leistungsempfänger, Privatpersonen oder Unternehmungen, über lokale, 
regionale oder nationale Portale verstanden72.“ 

Einige Begriffe dieser Definition bedürfen einer ausführlicheren Beschreibung, um 

notwendige Abgrenzungen des Themas der Diplomarbeit aufzuzeigen und zu 

begründen. 

2.4.1 Abgabe öffentlicher Leistungen über elektronische Kanäle 

Die Eigenschaften der IKT dienen dazu bestehende öffentliche Leistungen über 

elektronische Kanäle an die Kunden der Verwaltung abzugeben. Der Begriff der 

elektronischen Kanäle ist dabei breit zu fassen. Neben dem Internet zählen auch 

bereits bestehende Technologien wie Smart Cards oder gerade in der Entwicklung 

und Diffusion begriffene Technologien wie WAP7 3 und interaktives Fernsehen zu 

den elektronischen Kanälen74. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ragt das Internet 

allerdings als hauptsächlicher elektronischer Distributionskanal hervor. Dies ergibt 

sich durch den bereits hohen Verbreitungsgrad des Internets, was das Angebot von 

ePS für die Verwaltung über diesen Kanal besonders attraktiv macht. Die meisten 

heute verfügbaren und zugänglichen ePS werden daher über das Internet 

                                                 
70 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.47f.  
71 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.47, und Kapitel 2.1  
72 vgl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.37  
73 Wireless Application Protocol: technische Grundlage für die mobile elektronische 

Kommunikation. (http://www.whatis.com, 14.03.01) 
74 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.14f.  
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bereitgestellt. Die vorliegende Arbeit beschränkt sich denn auch ausschliesslich auf 

die Betrachtung des Internets, obwohl in Zukunft mit einer Zunahme der 

Zugangskanäle zu rechnen ist. An dieser Stelle sei insbesondere auf die rasch 

wachsende Bedeutung der mobilen elektronischen Zugangskanäle über 

Mobiltelefone und PDAs75 verwiesen. 

2.4.2 Leistungsempfänger von ePS 

Anhand der involvierten Kommunikations- und Interaktionspartner lassen sich 

die Zusammenhänge von eGovernment und eCommerce in einem gemeinsamen 

Bezugsrahmen systematisieren. Entsprechend gliedert sich eGovernment zunächst 

in internes und externes eGovernment. Internes eGovernment umfasst die 

elektronischen Beziehungen öffentlicher Institutionen unterschiedlicher Ebenen 

und Bereiche und wird durch den Begriff „Government-to-Government“ (G2G) 

geprägt. Externes eGovernment unterteilt sich weiter anhand der juristischen 

Persönlichkeit der Leistungsempfänger in „Government-to-Business“ (G2B) bei 

Unternehmen und „Government-to-Citizen“ (G2C) bei Privatpersonen76. Letztlich 

erfasst eCommerce die Beziehungen von Unternehmen untereinander mit dem 

Begriff des „Business-to-Business“ (B2B) und die Beziehungen von Unternehmen 

und Kunden werden als „Business-to-Consumer“ (B2C) bezeichnet77. Die 

nachfolgende Grafik illustriert den ganzen Bezugsrahmen. 

                                                 
75 Personal Digital Assistant, der Begriff Handheld ist ebenso gebräuchlich. Kleines Gerät mit 

Rechner-und Speicherkapazität, sowie mobiler Kommunikationsmöglichkeit. Gebrauch für 
Terminplanung und Adressverwaltung. Bekannteste Produkte: PalmTop, PalmPilot. 
(http://www.whatis.com, 14.03.01) 

76 vgl. Schoeniger in Unisys Exec, [2000], S.15f.  
77 vgl. Gisler in Gisler/Spahni, [2000], S.20 
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Bei der Analyse zahlreicher Websites von Städten im Rahmen der Lokalisierung 

der „best practice“-Städte stellte sich heraus, dass zum aktuellen Zeitpunkt auf 

kommunaler Ebene ausschliesslich ePS für Bürgerinnen und Bürger verfügbar 

sind79. Öffentliche Leistungen für Unternehmen und für die Verwaltung sind 

zurzeit nicht im Angebot, bzw. nicht offen zugänglich. In diesem Sinne beschränkt 

sich die vorliegende Arbeit gegebenermassen auf den „Government-to-Citizen“ 

Aspekt des ePS Angebotes (wie in der Abbildung 4 herausgehoben). 

2.4.3 Kategorien der ePS 

Die ePS lassen sich anhand des Interaktionsgrades in die Bereiche Information, 

Kommunikation und Transaktion kategorisieren80. 

Auf der Stufe der Information werden thematisch geordnete Informationen 

bereitgestellt. Beim Abruf statischer oder dynamischer Informationen liegt eine 

Einweg-Kommunikation vor. Beispiele reichen von allgemeinen Informationen 

bis hin zu spezifischen Sachinformationen für bestimmte Anspruchsgruppen der 

Verwaltung81. 

Die Stufe der Kommunikation umfasst den Austausch von Informationen und 

Nachrichten zwischen einzelnen Personen und Gruppen. Es handelt sich um eine 

Zweiweg-Kommunikation82. Beispiele sind etwa eMail und Feedback. 

                                                 
78 vgl. Gisler in Gisler/Spahni, [2000], S.21  
79 siehe Kapitel 3.1.3  
80 vgl. Gisler in Gisler/Spahni, [2000], S.24 
81 vgl. Boller/Beuchat in Gisler/Spahni, [2000], S.55 
82 vgl. Gisler in Gisler/Spahni, [2000], S.24 

Abb. 4: 
Leistungs-
nachfrager 
im eGovern-
ment78 



Theoretischer  Rahmen  Seite 1 8 

Auf der Stufe der Transaktion ist es letztlich möglich, online Waren und 

Dienstleistungen zu bestellen und zu erwerben. Die zur Transaktion führende 

Zweiweg-Kommunikation zählt ebenfalls zur Stufe der Transaktion83. Beispiele 

sind die Adressänderung, die Bestellung eines Heimatscheines und  die Online-

Bezahlung von Leistungen84. 

Analog zum eBusiness spricht man erst ab der Stufe Transaktion von effektivem 

eGovernment85. Das Angebot von Information wird in der Regel nicht zum 

effektiven eGovernment gerechnet und dem Webpublishing86 zugeordnet. 

Allerdings stellt sich die Frage, ob nicht qualitativ hochwertige Informationen 

auch als ePS anzusehen sind. Ähnlich verhält es sich mit den 

Kommunikationsmöglichkeiten, wenn etwa nur eine zentrale eMail-Adresse der 

Verwaltung zugänglich gemacht wird. Für die vorliegende Arbeit sind 

hauptsächlich die ePS des Interaktionsgrades Transaktion von Interesse, in der 

Folge werden daher mit ePS nur auf diese öffentlichen Leistungen Bezug 

genommen87. 

2.4.4 Möglichkeiten und Perspektiven durch ePS 

Die offenkundigste Auswirkung des elektronischen Angebotes öffentlicher 

Dienstleistungen liegt in der örtlichen wie auch zeitlichen Unabhängigkeit 

zwischen Leistungsanbieter und Leistungsempfänger88. Die ePS verbessern 

darüber hinaus das Wissen der Kundinnen und Kunden über die verfügbaren 

öffentlichen Leistungen im Allgemeinen89. Im besten Falle können die 

Bürgerinnen und Bürger die ePS gleich selber erstellen, indem z.B. 

Adressänderungen von den Bürgerinnen und Bürger direkt vorgenommen werden 

und damit keiner weiteren Bearbeitung des Verwaltungspersonals mehr bedürfen. 

Dieses sogenannte Empowerment der Bürgerinnen und Bürger steigert zugleich 

die politische Kompetenz und Identifikation mit dem Gemeinwesen90. 

Es zeigt sich allerdings eine Ambivalenz des Potentials der IKT bei den ePS. Mit 

steigender Anzahl elektronischer Transaktionen werden die Bürgerinnen und 

Bürger zunehmend transparenter. Damit eröffnen sich Möglichkeiten und 

                                                 
83 vgl. Boller/Beuchat in Gisler/Spahni, [2000], S.56  
84 vgl. Schmincke in Verwaltung und Management, [2000], S.77f.  
85 vgl. Gisler in Gisler/Spahni, [2000], S.24 
86 Webpublishing: Publizieren von Information im Internet (http://www.whatis.com, 

15.03.01) 
87 siehe Gewichtung der ePS bei der Auswahl der „best practice“ -Städte in Kapitel 3 .1.3.5 
88 vgl. Reinermann, [2000a], S.28 
89 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.67  
90 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.210 
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Spielräume zur Unterscheidung, Diskriminierung und Überwachung91. Der Staat 

hat in diesem Zusammenhang die Verpflichtung den Datenschutz zu 

gewährleisten92. Darüber hinaus gestaltet sich der Zugang zu den ePS in der 

Bevölkerung asymmetrisch, da Teile der Leistungsnachfrager nicht über die 

technologischen Grundlagen und Zugriffsgeräte verfügen oder aber diese 

distanziertere und unpersönlichere Art der Leistungsabgabe schlichtweg nicht 

schätzen oder wünschen93. 

2.4.5 Portale 

Der Begriff Portal bezeichnet gemäss dem allgemeinen Sprachverständnis ein Tor, 

also einen Zugang zu einem bestimmten Themengebiet, welches durch das Portal 

geöffnet und erschlossen wird94. Auf das Internet bezogen vermitteln Portale 

mittels Internettechnologien zwischen Anbietern und Nachfragern von 

Information, Kommunikation und Transaktionen95. 

2.4.5.1 Zugang zu ePS über Portale 

Portale bieten die Möglichkeit, die Problematik des asymmetrischen Zugangs zu 

den ePS wenigstens teilweise zu entschärfen. Der Zugang ist neben dem direkten 

elektronischen Kanal (Internet, WAP, interaktives Fernsehen, usw.) auch möglich 

über sprachtelefonische Kanäle (direkter Anruf, Call Center mit Kundenberatern, 

welche dann ihrerseits auf das Internet Portal zugreifen) oder über den 

persönlichen, direkten Kontakt mit den Kundenberatern (welche dann wiederum 

auf das Internet Portal zurückgreifen können)96. In diesem Sinne bleibt somit 

mindestens ein indirekter Zugriff auf die ePS gewährleistet. 

                                                 
91 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.66 
92 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.234 
93 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.66 
94 vgl. von Lucke in Reinermann/Lucke, [2000], S.7  
95 vgl. Reinermann in Reinermann/Lucke, [2000], S.1  
96 vgl. von Lucke in Reinermann/Lucke, [2000], S.18 
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2.4.5.2 Kategorien von Portalen 

Die elektronischen Portale der öffentlichen Verwaltung lassen sich in drei 

Kategorien einteilen98. 

Eine erste Kategorie bilden die Governmental Portals. Dabei handelt es sich um die 

Portale der Gebietskörperschaften (in der Schweiz: Bund, Kantone, Städte und 

Gemeinden). 

Eine zweite Kategorie bilden die Departmental Portals, welche den Zugang zu 

spezifischen Verwaltungseinheiten ermöglichen (Departemente, Behörden, 

Ämter). Der Nachteil dieser Portal-Ansätze liegt darin, dass sie bei den Bürgern das 

Wissen über die verwaltungsinternen Zuständigkeiten voraussetzen. 

Die dritte Kategorie, die sogenannten Life-Event Portals, versucht diese Nachteile 

zu überwinden. Sie zeichnen sich dadurch aus, dass Verwaltungsdienstleistungen 

unabhängig von der internen Verwaltungsorganisation (Verwaltungsebene und 

Verwaltungsstelle) an einem Ort zentral gebündelt und nach den Problem- und 

Lebenslagen der Bürgerinnen und Bürger geordnet angeboten werden (z.B. 

Geburt, Einschulung, Studium, Militärdienst, Berufstätigkeit, usw.). Es handelt 

sich bei dieser Kategorie von Portalen um die elektronische Variante des One-Stop-

Governments99. Das Hauptaugenmerk bei diesem Ansatz liegt weniger in der 

                                                 
97 vgl. von Lucke in Reinermann/Lucke, [2000], S.18. Kiosk bezeichnet ein elektronisches 

Terminal mit Zugriff auf die Website 
98 vgl. von Lucke in Reinermann/Lucke, [2000], S.13f.  
99 vgl. Hagen/Kubicek, [2000], S.7f., vgl. auch Hagen/Kubicek in Verwaltung und 

Management, [1998], S.208 

Abb. 5: 
Zugang zu 
ePS über 
Portale97 
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Erstellung von neuen öffentlichen Inhalten und Dienstleistungen, als vielmehr in 

der Schaffung eines neuen und kundenfreundlicheren Zugangs zu bereits 

bestehenden Inhalten und Dienstleistungen100. 

Die Art des Zugangsportales zu ePS bildet in der vorliegenden Arbeit das zentrale 

Kriterium für die Auswahl der „best practice“-Städte101. 

2.5 ePS und die Verwaltungsorganisation 

Das in Kapitel 2.1.4 erläuterte Erkenntnismodell zur Strukturierung der Reformen 

in der Verwaltung dient in der vorliegenden Arbeit dazu, den möglichen 

Einflussfaktoren der ePublic Services auf die Verwaltungsorganisation im Rahmen 

eines Modells nachzugehen. Ausgehende vom Potential der ePS ergeben sich 

folgende Einfussbereiche auf die Verwaltungsorganisation: 

 

 
 

Bevor für die einzelnen Einflussbereiche Struktur, Strategie und Potential 

detaillierte Überlegungen im Hinblick auf die Interviews angestellt werden, erfolgt 

nun im nächsten Kapitel die Bestimmung der „best practice“-Städte. 

 

                                                 
100 vgl. Weiss in Gisler/Spahni, [2000], S.278 
101 siehe Kapitel 3.1.3.4 
102 vgl.  Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.47  

Abb. 6: 
Einfluss-
faktoren des 
ePS auf 
Verwalt-
ungsorgani-
sation102 
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3 Auswahl der „best practice“-Städte 

3.1 Methodik des Benchmarks 

3.1.1 Begriffserklärungen 

3.1.1.1 Benchmark und Best Practices 

Der Begriff Benchmark bezeichnet einen Prüfstein, bzw. Referenzpunkt. 

Ursprünglich aus der Geografie und Kartographie stammend, beinhaltet ein 

solcher Benchmark detaillierte Informationen über die Umgebung und Höhe eines 

Ortes und dient der Vermessung und Beschreibung. In analoger Weise bedient 

sich die Betriebswirtschaft des Begriffes in der Feldforschung der Unternehmen als 

bildliches Hilfsmittel, um eine Karte des Wettbewerbsumfeldes zu erstellen, und 

darin nach den höchsten Punkten, bzw. den Best Practices zu suchen und um sich 

an ihnen zu orientieren103. 

3.1.1.2 Benchmarking in der Betriebswirtschaftslehre 

Die Methodik des Benchmarkings bezeichnet in der Betriebswirtschaftslehre einen 

iterativen Prozess zur Steigerung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit des 

Unternehmens anhand von Benchmarks104. In einem ersten Schritt, der 

Planungsphase, lokalisiert das benchmarkende Unternehmen einzelne 

Geschäftsbereiche oder Geschäftspraktiken mit Verbesserungspotential. Sodann 

werden Unternehmen identifiziert, welche die besten Verfahren und Abläufe im 

ausgewählten Bereich aufweisen. Das marktführende Unternehmen in diesem 

Bereich dient dann als Vorbild, bzw. als Best Practice. Auf diese Phase folgt dann 

die Analyse der Erfolgslücke gegenüber dem Best Practice Unternehmen. Die 

Phasen der Integration, Durchführung und des Reifestadiums dienen schliesslich 

der Umsetzung der gewonnenen Erkenntnisse, welche letztlich das Unternehmen 

selbst zu Marktführerschaft führen soll, bzw. diese erhalten soll105. Der Prozess des 

Benchmarkings zwingt die Unternehmen die inneren Zielsetzungen laufend an 

den Erfordernissen der Konkurrenz und des Marktes zu messen und 

                                                 
103 vgl. Cross, [1999], S. 27 und 54  
104 vgl. Bickerstaffe/Dickson, [Mastering Management], S.307ff.  
105 vgl. Corsten, [2000], S.71 
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anzupassen106. Das Benchmarking besteht folglich aus einem Aspekt des 

Vergleichens und einem Aspekt des Lernens107. 

3.1.1.3 Rolle des Benchmarkings in der Verwaltung 

In der Verwaltung findet die Methodik des Benchmarking ebenfalls seinen 

Anwendungsbereich. Im Bestreben einer effizienteren und effektiveren 

Leistungserbringung der öffentlichen Verwaltung dient das Benchmarking vor 

allem im Rahmen des New Public Managements zur Institutionalisierung von 

mehr Wettbewerb und Marktmechanismen108. 

Grundsätzlich kommen dem Benchmarking dabei zwei unterschiedliche 

Funktionen zu. In der Privatwirtschaft ist das Benchmarking durch einen starken 

Lerncharakter geprägt, denn Sinn und Zweck ist es die besten Praktiken und 

Verfahrensweisen zu lokalisieren und sodann in der eigenen Unternehmung zu 

implementieren. In der Verwaltung zeichnet sich das Benchmarking neben diesem 

Aspekt zusätzlich noch durch die Schaffung von Wettbewerb aus. Diese 

Komponente ist daher von besonderer Bedeutung in der Verwaltung, weil so in 

Bereichen in denen kein marktlicher Wettbewerb vorhanden oder auch gar nicht 

möglich ist, dennoch ein nicht-marktlicher Wettbewerb erzeugt werden kann. 

Vorhandene Ineffizienzen werden durch Vergleiche aufgedeckt und somit wird 

Adaptionsdruck erzeugt109. 

3.1.1.4 Benchmarks in der vorliegenden Arbeit 

Entsprechend den oben aufgeführten Erläuterungen wird in der vorliegenden 

Arbeit nicht ein ganzer Benchmarking Prozess aus der spezifischen Sicht einer 

Verwaltung durchgeführt, sondern vielmehr werden in der Schweiz Benchmarks 

im Sinne von Best Practice Beispielen lokalisiert und analysiert. Dies kann dann 

aber in der Funktion des marktähnlichen Wettbewerbes als Grundlage für 

Benchmarking Prozesse anderer Verwaltungen dienen und somit fehlenden 

Wettbewerb und Dynamik schaffen110. 

                                                 
106 v gl. Corsten, [2000], S.71 
107 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.161  
108 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.155 
109 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.161  
110 siehe Kapitel 3.1.1.3  
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3.1.2 „best practice“ im ePublic Service 

Thema der vorliegenden Arbeit ist es die Auswirkungen der ePS auf die 

Verwaltungsorganisation anhand eines Schweizer Benchmarks im Sinne von „best 

practice“ –Städten darzulegen. Die Auswahl der „best-practice“ Städte für den 

Benchmark basiert dabei nicht auf der Grundlage der Auswirkungen von ePS auf 

die Verwaltungsorganisation, denn deren Auswirkungen auf die 

Verwaltungsorganisation sind nicht direkt zugänglich und beobachtbar.  Die 

Festlegung von „best practice“-Städten in diesem Sinne würde eine Vielzahl von 

Interviews mit der Gesamtheit der in Betracht fallenden Städten erfordern, und 

allein dieser Aufwand würde den Rahmen dieser Diplomarbeit überschreiten. In 

der vorliegenden Arbeit wird deshalb bei der Wahl der „best pratice“-Städte auf die 

ePS selbst abgestellt. Einerseits bietet sich dadurch ein direkt zugängliches und 

damit überprüfbares Kriterium für die Auswahl der „best practice“-Städte. 

Andererseits ist dieses Kriterium objektiver als die Herleitung von Kriterien aus 

qualitativ geführten Interviews. 

3.1.3 Auswahl der „best practice“-Städte 

3.1.3.1 Abgrenzung: Fokus auf kommunale Ebene der Deutschschweiz 

Der Fokus der vorliegenden Arbeit beschränkt sich bewusst auf die kommunale 

Verwaltungsebene. Für die Bürgerinnen und Bürger bildet die Gemeinde und die 

Gemeindeverwaltung für viele Problemstellungen traditionell den ersten 

Anlaufspunkt. Die Bürgerinnen und Bürger melden sich auf der kommunalen 

Verwaltungsebene an, ab oder um, reichen die Steuererklärung ein, beantragen 

Ausweise, etc. Somit bieten sich auf der kommunalen Ebene eine Vielzahl von 

Möglichkeiten öffentliche Dienstleistungen elektronisch anzubieten111. 

Eine Eingrenzung der Betrachtung wurde zudem vorgenommen in dem nur 

Städte aus dem geographischen Raum der Deutschschweiz betrachtet wurden. 

Dies begründet sich insbesondere durch die zeitliche Vorgabe bei der Erstellung der 

Diplomarbeit, welche durch eine gesamtschweizerische Betrachtung aufgrund der 

grösseren Beobachtungsmenge und auch der grösseren Distanzen bei den 

Interviews wohl nicht hätte eingehalten werden können. 

                                                 
111 vgl. Studie PriceWaterhouseCoopers , [2000], S. 16 
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3.1.3.2 Zugänglichkeit der Dienstleistungen 

Bei der Ortung der „best practice“-Städte wurde wie oben ausgeführt auf die ePS 

der Städte abgestellt. Generell wurden dabei nur die zum Zeitpunkt der Erstellung 

der Diplomarbeit zugänglichen elektronischen Dienstleistungen der Städte in 

Betracht gezogen. Es wurde eine Momentaufnahme der online verfügbaren 

öffentlichen Leistungen erstellt112. 

3.1.3.3 Einwohnerzahl 

Die Einwohnerzahl der Städte dient als Eingrenzungskriterium. Das Kriterium 

leitet sich von der Annahme ab, dass Gemeinden mit einer höheren 

Einwohnerzahl hinsichtlich absoluter Zahlen tendenziell über mehr Ressourcen 

verfügen um aufwendige ePS anzubieten. Die Anzahl der möglichen 

Transaktionen in einer grösseren Gemeinde und die somit erzielbaren 

Einsparungen pro Transaktion rechtfertigen darüber hinaus eher die hohen fixen 

Kosten des Angebotes der ePS113. Wie der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen ist, 

findet sich diese Annahme insbesondere für kleine Gemeinden bestätigt. So ist der 

Anteil der Gemeinden, welcher überhaupt über eine Website verfügt positiv von 

der Einwohnerzahl abhängig (ersichtlich aus der letzten Tabellenspalte „Anteil 

Gemeinden mit Website“). 

 

Grössenklasse Einwohner Anzahl 
Gemeinden 
Gesamt 

Anzahl 
Gemeinden mit 
Website 

Anteil 
Gemeinden mit 
Website 

1-99 147  6 4% 

100-199 250 20 8% 

200-499 622 7 7  12% 

500-999 563 149 26% 

1000-1999 529 211 40% 

2000-2999 248 129 52% 

3000-4999 241  145 60% 

5000-9999 1 7 2 124 72% 

10000-19999 82 69 84% 

20000-49999 21  17  81% 

50000-99999 4 4 100% 

100000+ 5 5 100% 

Gesamt 2884 956 33% 

 

                                                 
112 v gl. Atteslander, [1995], S.80 
113 vgl. Studie PriceWaterhouseCoopers , [2000], S. 40 
114 vgl. Studie Prognos, [2001], S. 7  

Tabelle 1: 
Gemeinden 
und  
Websites114 
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Dieses Kriterium diente jedoch lediglich zur Eingrenzung der Suche nach den „best 

practice“-Städten. Die Fokussierung der Betrachtung erfolgt aufgrund der 

Aufgabenstellung der vorliegenden Diplomarbeit auf Städte (ab 10'000 

Einwohner). In diesem Sinne wurden Gemeinden der Deutschschweiz ab einer 

Grösse von 10'000 Einwohnern für die weitere Betrachtung verwendet, die 

anderen Gemeinden wurden ausgeblendet. 

Grundlage für die Feststellung dieser Städte bildete die Website des Bundesamtes 

für Statistik115, die daraus resultierende Liste umfasst 87 Städte. Die Adressen der 

Websites der Städte wurden sodann mittels des Websiteverzeichnisses www.gov.ch 

ermittelt116. 

3.1.3.4 Zugangsportale zu ePS 

Hauptauswahlkriterium. Das zentrale Auswahlkriterium bildete das 

Vorhandensein von kundenorientierten Portalen auf kommunaler Ebene. 

Bezugnehmend auf die Erläuterungen weiter oben117 wird darunter im Sinne eines 

Life-Event Portales ein kundenorientierter Zugang zu den elektronisch 

verfügbaren öffentlichen Dienstleistungen verstanden. Die Auswahl dieses 

Kriteriums erfolgte zum einen, da solche Portale effektiver und effizienter 

hinsichtlich der Bürokratie als auch den Bürgern ausgestaltet sind. Auch 

ermöglichen sie eine ganzheitlichere und flexiblere Serviceerbringung118. Zum 

anderen bedeutet die Schaffung solcher Portale, dass das Potential der 

Informationstechnologie intensiver genutzt wird, indem eine einzige und 

kundenorientierte Schnittstelle zu den Dienstleistungen der Verwaltung 

implementiert wurde. 

Suchvorgang. In der Praxis wird dieses Konzept allerdings sehr unterschiedlich 

interpretiert und umgesetzt. Zudem ist es bis anhin oft nur teilweise 

implementiert119, indem zwar öffentlichen Leistungen elektronisch zentral 

zugänglich sind, eine Ordnung nach den Lebenslagen der Bürger aber nicht oder 

nur teilweise vorgenommen wurde. Bei der Lokalisierung dieser Portale wurden 

dementsprechend auch unterschiedliche Begriffe berücksichtigt, und die Websites 

wurden nach folgenden Begriffen und Navigationspunkten abgesucht: Online-

Schalter, Internet-Schalter, Life-Event Portal, Bürgeramt, Bürgerbüro, Service-

                                                 
115 Statistiktool STATWEB Schweiz, http://www.statistik.admin.ch/dienstle/ddienst.htm, 

25.02.01  
116 siehe Anhang 1  
117 siehe Kapitel 2.4.5 
118 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.77 
119 vgl. Bellamy/Taylor, [1998], S.74 
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Laden, Guichet virtuel sowie nach Wortkombinationen wie z.B. virtuelles 

Bürgeramt. Beim Suchvorgang wurde zunächst die oberste Navigationsebene, 

dann die Bereiche Verwaltung, Verwaltung & Behörden oder öffentliche 

Dienstleistungen abgesucht. Auch wurde die interne Suchmaschine der Website 

falls vorhanden zur Suche genutzt. Es zeigte sich, dass der Begriff Onlineschalter 

die häufigste Bezeichnung war, in einigen Städten lag faktisch ein Life-Event 

Portal vor, ohne dass eine entsprechende Bezeichnung vorlag. 

Resultat. Von den 87 Städten konnten so 16 Städte identifiziert werden, welche 

über zentrale Zugangsportale zu ePS verfügen. Diese Städte sind Adliswil, 

Altstätten, Baar, Bülach, Dübendorf, Ebikon, Frauenfeld, Horgen, Kriens, Meilen, 

Opfikon, Richterswil, Thalwil, Uster, Wetzikon und Winterthur. 

3.1.3.5 Anzahl der ePS und Bewertung 

Kriterium. Nach der Auswahl der Städte welche über Zugangsportale verfügen, 

bildete dann letztlich die Anzahl der verfügbaren öffentlichen Leistungen das 

ausschlaggebende Kriterium für die Auswahl der „best practice“-Städte. Die Anzahl 

der Vergleichsobjekte wurde im Rahmen dieser Diplomarbeit vorgegeben und auf 

Anzahl von vier Städten festgelegt. Die Anzahl der ePS als Auswahlkriterium findet 

seine Berechtigung darin, dass ein umfassendes eGovernment ein möglichst 

breites Spektrum an angebotenen Leistungen bieten sollte120. Schwerpunkt bei der 

Auswahl bildete der ePS der Stufe Transaktion121. 

Strukturierung. Die öffentlichen Leistungen wurden den verschiedenen Ämtern 

zugeordnet, sofern dies möglich war. Es ergaben sich dabei im wesentlichen drei 

Leistungsschwerpunkte: Einwohnerkontrolle und Zivilstandsamt, Steuern und 

Finanzen sowie Bauwesen. Diese Leistungsbereiche decken sich weitgehend mit 

Umfrageergebnissen bezüglich den eGovernment Schwerpunkten der 

Gemeinden122: 

                                                 
120 vgl.  Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.47  
121 siehe Kapitel 2.4.3  
122 vgl. Studie Prognos, [2001], S.11f.  
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Bewertung. Die Bewertung erfolgt anhand er nachfolgenden Wertetabelle: 
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Einwohnerkontrolle (Einwohneramt) 

Abmeldung X   X  X    X     X  

Adressänderung, Umzug X   X  X X   X  X X  X  

Adressauskunft  X   X   X   X X    X  

Anmeldung X   X   X     X X  X  

Attest für ins Ausland 

abgemeldete Personen 

              X  

Handlungsfähigkeits- 

Zeugnis 

X  X X X X     X X   X  

Heimatausweis /  

Interimsausweis 

X  X X  X X X   X X X  X  

Identitätskarte *                

Lebensbestätigung X            X    

Leumundzeugnis   X   X           

Mieterwechsel (Einzugs- 

oder Auszugsanzeige) 

X         X X X X    

Pass *                

Pass Verlängerung *                

                                                 
123 vgl. Studie Prognos, [2001],  S.12 

Abb. 7: 
Umfrage-
ergebnisse 
im eGovern-
ment der 
Gemeinden.
123 

Tabelle 2: 
Werteta-
belle nach 
Art und 
Anzahl ePS 
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Schriftenempfangsschein- 

Duplikat 

X     X X    X X X  X  

Wohnsitzbestätigung X  X X X X X X   X X X    

Zivilstandesamt 

Eheschein   X X  X     X   X  X 

Familienbüchlein    X  X           

Familienschein   X X X X     X   X  X 

Geburtsschein   X X  X          X 

Heimatschein   X X  X    X      X 

Kindesanerkennung   X   X        X   

Personenstandsausweis   X X X X     X   X  X 

Todesschein   X X  X     X   X  X 

Steueramt 

Einzahlungsscheine für 

Steuerzahlung 

X                

Fristenverlängerung für 

Steuererklärung 

X   X  X      X X    

Steuerausweis    X             

Steuernzahlung 

(Zahlungsverbindung für 

Rückzahlungen ändern) 

X          X X X    

Diverse Leistungen 

Elektronische 

Zahlungsabwicklung 

(Kreditkarte) 

X                

Anmeldung Hunde, 

Bootsplatz, Reservation 

Sportplätze, Hütten,... 

(Anzahl) 

   X  X  X 

2 

 

 

X 

2 

    X 

3 

 

Formulare 

Bestellung von 
Formularen 

(Anzahl) 

X 

21  

 

 

X 

2 

X 

1 2 

X 

3

X 

4

 X 

14 

X 

2

X 

7  

X 

2

X 

5

X 

3

X 

1 3 

X 

 

X 

1

Formular-Download X X    X          X 

Kommunikation 

eMail-Adressen, 

Feedback-Formulare 

X X X X X X X X X X X X X X X X 
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Öffentliche Leistungen 

A
dl

is
w

il 

A
lt

st
ät

te
n

 

B
aa

r 

B
ül

ac
h

 

D
üb

en
do

rf
 

E
bi

ko
n 

Fr
au

en
fe

ld
 

H
or

ge
n

 

K
ri

en
s 

M
ei

le
n

 

O
pf

ik
on

 

R
ic

ht
er

sw
il 

T
ha

lw
il

 

U
st

er
 

W
in

te
rt

hu
r 

W
et

zi
ko

n 

Informationen 

Broschüren, 

Informationsblätter, ... 

X X X X X X X X X X X X X X X X 

Total öffentliche Leistungen 

Anzahl öffentlicher 

Leistungen 

18 3 14 2 7  21  8 7  3 1 14 1 2 1 2 8 1 1

* Mit dem online Formular kann nur die Bestellung einer Identitätskarte oder eines Passes 
eingeleitet werden - nach wie vor ist das persönliche Erscheinen des Bürgers am Schalter des 
Einwohnerwesens notwendig 

Für alle öffentlichen Leistungen, welche durch eine Eingabemaske, bzw. einen 

Interaktionsschritt direkt zur Abgabe der entsprechenden Leistung führen, wurde 

jeweils ein Wertungspunkt (siehe Tabelle oben [x]) vergeben. Dabei kann 

unterschieden werden zwischen rein elektronischen Interaktionen (z.B. der 

Anmeldung, Abmeldung, Fristenverlängerung für die Steuererklärung) und 

öffentlichen Diensten, welche online geordert werden können und dann per Post 

zugestellt werden (z.B. die Bestellung eines Heimatausweises, 

Handlungsfähigkeitszeugnis, etc.). 

Keine Wertungspunkte wurden vergeben, wenn zur Abgabe der öffentlichen 

Leistung neben dem elektronischen Kanal noch andere Kanäle involviert waren. 

So z.B. wenn zuerst ein Formular elektronisch bestellt werden musste und erst 

durch die Einreichung dieses Formulars die Abgabe der öffentlichen Leistung 

erreicht wurde124. Dieser indirekte Zugang zu öffentlichen Leistungen ist meist 

gekennzeichnet durch Medienbrüche125. Beispielsweise kann das Formular zwar 

online bestellt werden, wird dann aber in Papierform den Bürgerinnen und 

Bürgern zugestellt oder muss bei elektronischer Formularübermittlung oft 

ausgedruckt und per Post zurückgeschickt werden. 

Die Möglichkeit zum Download diverser Formulare wurde insgesamt mit einem 

Wertungspunkt gewichtet. Die Möglichkeit diverse Formularbestellungen online 

vorzunehmen wurde insgesamt ebenfalls mit einem Wertungspunkt gewertet. Die 

Anzahl der online bestellbaren Formulare bildete dabei das entscheidende 

Kriterium, wenn zwei Städte über die gleich grosse Anzahl an ePS verfügten. 

                                                 
124 siehe Anhang 2 für Beispiele 
125 vgl. Klumpp in Kubicek et al., [2000], S.222 
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Die Angabe einer eMail-Adresse oder die Möglichkeit mittels eines Feedback-

Formulars Kontakt mit der Verwaltung aufzunehmen wurde gesamthaft mit 

einem Wertungspunkt gewertet. Letztlich wurde die Bereitstellung von 

Informationen auf den Websites der Städte in Form von entgeltlichen und 

unentgeltlichen Broschüren, Informationsblättern, usw. ebenfalls gesamthaft mit 

einem Wertungspunkt gewertet. Die beiden letztgenannten 

Unterscheidungskriterien relativieren sich dahingehend, dass alle Städte in 

irgendeiner Form Informationen online zur Verfügung stellen und Möglichkeiten 

zur Kommunikation anbieten. 

Resultate. Die Rangliste der Städte mit den meisten ePS gestaltet sich dann 

folgendermassen: 

 

Stadt Website Anzahl ePS 

Ebikon http://www.ebikon.ch/ 21  

Bülach http://www.buelach.ch/ 20 

Adliswil http://www.adliswil.ch/ 18 

Opfikon http://www.opfikon.ch/ 14 

Baar http://www.baar.ch/ 14 

Winterthur http://www.winterthur.ch/ 1 3 

Richterswil http://www.richterswil.ch/ 1 2 

Thalwil http://www.thalwil.ch/ 1 2 

Meilen http://www.meilen.ch/ 10 

Wetzikon http://www.wetzikon.ch/ 10 

Uster http://www.stadt-uster.ch/ 8 

Frauenfeld http://www.frauenfeld.ch/ 8 

Dübendorf http://www.duebendorf.ch/ 7  

Horgen http://www.horgen.ch/ 7  

Altstätten http://www.altstaetten.ch/ 3 

Kriens http://www.kriens.ch/ 3 
 

Auswahl der „best practice“-Städte. Aufgrund dieser Rangliste wurden 

folgende „best practice“-Städte für eine nähere Untersuchung ausgewählt: Ebikon, 

Adliswil, Bülach und Opfikon. 

 

Tabelle 3: 
Rangliste 
der „best 
practice“-
Städte 



Forschungsmethodik Seite 32 

4 Forschungsmethodik 

Thema der vorliegenden Diplomarbeit ist es, die Auswirkungen von ePS auf die 

Verwaltungsorganisation anhand der besten Beispiele aus der Praxis darzulegen. 

Es stellt sich daher die Frage, wie an diese Problemstellung herangegangen werden 

soll, bzw. welche Methoden geeignet sind einen Erkenntnisgewinn zu erbringen. 

Der Gegenstand der Verwaltungsorganisation und die Auswirkung der ePS auf 

diese ist eine vielschichtige Problematik mit einer Vielzahl von direkten und 

indirekten Einflussfaktoren. Es werden Fragen aufgeworfen hinsichtlich der 

Verwaltungsorganisation, der technischen Möglichkeiten der IKT sowie der 

Strategie der Verwaltung. 

4.1 Empirische Sozialforschung 

Aufgrund des theoretischen Teils der Arbeit wurde deutlich, dass die Auswirkungen 

der IKT auf die Organisation von Institutionen bereits eingehend Gegenstand 

theoretischer Betrachtungen geworden sind126. Zu den praktischen, bzw. 

tatsächlich erfolgten Auswirkungen der IKT auf die Organisation von 

Institutionen liegen bislang allerdings nur wenige Untersuchungen vor, welche 

sich zudem meist auf Betrachtungen des privaten Sektors konzentrieren127 . Eine 

Recherche zu Beginn der Diplomarbeit förderte für die Schweiz keine empirischen 

Untersuchungen über die Auswirkungen der ePS auf die Verwaltungsorganisation 

zu Tage128. Ausgehend von dieser Sachlage wird in der vorliegenden Arbeit auf die 

Methode des qualitativen Forschungsinterviews zurückgegriffen, um diesen 

Auswirkungen nachzugehen. Die Methode des qualitativen Forschungsinterviews 

bildet einen Bestandteil der empirischen Sozialforschung. Ziel des qualitativen, 

bzw. auch explorativen Vorgehens ist die Beschreibung des 

Forschungsgegenstandes129. 

Empirische Sozialforschung ist die systematische Erfassung und Deutung sozialer 

Tatbestände130. Empirisch bedeutet auf Erfahrungen beruhend, bzw. auf 

Wahrnehmung durch die menschlichen Sinnesorgane. Systematisch heisst, dass 

die Wahrnehmung nach bestimmten Regeln erfolgt. Soziale Tatbestände letztlich 

umfassen menschliches Verhalten, von Menschen geschaffene Gegenstände wie 

auch Meinungen und Informationen über Erfahrungen. Im vorliegenden Falle 

                                                 
126 siehe Kapitel 2.2.2  
127 vgl. Bjorn-Andersen/Wieser in Reinermann, [1995], S. 222ff.  
128 vgl. auch Studie Prognos, [2001], S.2  
129 vgl. Attesl ander, [1995], S.80 
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bilden die Informationen über die Auswirkungen auf die Verwaltungsorganisation 

den sozialen Tatbestand, welcher durch die Methoden der empirischen 

Sozialforschung erfasst und gedeutet werden soll131. 

4.2 Aspekte der qualitativen Forschung 

Wie bereits erläutert ist das Ziel der qualitativen Forschung eine detaillierte 

Beschreibung der Realität, dafür ausschlaggebend sind hauptsächlich Worte132. 

Demgegenüber operiert die quantitative Forschung mit exakten quantitativen 

Messungen, wobei in der quantitativen Forschung eher Zahlen ausschlaggebend 

sind133. 

Gegenstand des qualitativen Interviews ist die erlebte Wirklichkeit der 

interviewten Person134. Dabei sind spezifische Situationen von Interesse135, die 

interviewte Person beschreibt den erlebten Bereich so detailliert als möglich136. 

Diese Beschreibungen bilden die Grundlage für Interpretationen. 

Die Vorteile des qualitativen Interviews liegen in den detaillierten Beschreibungen 

und in der Offenlegung von Zusammenhängen des Forschungsgegenstandes137. 

Demgegenüber bringt die qualitative Forschung aber auch Nachteile mit sich. Die 

Forschungsergebnisse sind einer statistischen Auswertung nicht zugänglich, da sie 

hauptsächlich auf Worten und nicht auf Zahlen beruhen. Wissenschaftliche 

Befunde qualitativer Forschung sind demnach nicht statistisch repräsentativ und 

in der Regel schwierig übertragbar. Zusätzlich gilt es zu Bedenken, dass die 

Beeinflussung der befragten Person durch den Forscher möglich und schwer 

kontrollierbar ist138. 

4.3 Methode des Interviews 

Auch im Alltag finden sich Situationen, welche durch Fragen und Antworten im 

Sinne einer Befragung gekennzeichnet sind. Eine wissenschaftliche Befragung 

unterscheidet sich jedoch von alltäglichen oder professionellen Befragungen 

                                                 

130 Atteslander, [1995], S.11 
131 vgl. Atteslander, [1995], S.11f.  
132 vgl. Kvale, [1996], S.30  
133 vgl. Kvale, [1996], S.32, vgl. auch Kromrey, [1996], S.147f.  
134 vgl. Kvale, [1996], S.30 
135 vgl. Kvale, [1996], S.33 
136 vgl. Kvale, [1996], S.32 
137 vgl. Atteslander, [1995], S.80 
138 vgl. Atteslander, [1995], S.80 
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hinsichtlich dreier Kriterien139. Wissenschaftliche Befragung zeichnet sich aus 

durch: 

– Systematische Vorbereitung: Allerdings können auch alltägliche und 

professionelle Befragungen wie etwa ein Polizeiverhör systematisch vorbereitet 

sein. 

– Zielgerichtetheit: Auch alltägliche und professionelle Befragungen können 

jedoch zielgerichtet sein, so ist es Ziel eines Polizeiverhörs die Wahrheit 

aufzudecken. 

– Theorie: Systematische Vorbereitung und Zielgerichtetheit sind zwar 

notwendige Bedingungen für eine wissenschaftliche Befragung, es bedarf aber 

zusätzlich einer Theorie als Grundlage für eine wissenschaftliche Befragung. 

Wissenschaftlichkeit ergibt sich somit erst durch die Kontrolle jedes einzelnen 

Befragungsschrittes. Zum einen wird so die Befragung als wissenschaftliche 

Methode gewährleistet. Zum anderen kann nur die Kontrolle der einzelnen 

Schritte Klarheit darüber liefern, unter welchen Bedingungen die Daten erhoben 

worden sind, bzw. ob eine mögliche Beeinflussung der Daten durch die 

Bedingungen der Datenerhebung ausgeschlossen werden kann140. 

Der theoretische Rahmen aus Kapitel 2 dient der systematischen Vorbereitung der 

Befragung und wird nachfolgend zur Bildung von Hypothesen und Fragen 

herangezogen141. 

4.3.1 Struktur des Interviews 

Befragungen können unterschieden werden hinsichtlich der Strukturiertheit. Der 

Forscher kann dabei zwischen stark strukturierten, wenig strukturierten und 

teilstrukturierten Befragungen wählen142. 

Für die vorliegende Arbeit bietet sich die teilstrukturierte Befragung an. Bei dieser 

Form werden Fragen und Fragebereiche vorbereitet. Die Abfolge der Fragen und 

Fragebereiche bleibt jedoch offen. Ähnlich der wenig strukturierten Befragung 

ergibt sich die Möglichkeit, auf einzelne Fragen aus dem Gesprächsverlauf heraus 

vertieft einzugehen. Oft wird bei dieser Befragungsform ein Gesprächsleitfaden 

benutzt, welcher den Befrager, bzw. die Befragerin unterstützt. Auf dieses 

                                                 
139 vgl. Atteslander, [1995], S.133ff.  
140 vgl. Atteslander, [1995], S.135 
141 siehe Kapitel 4.4 
142 vgl. Atteslander, [1995], S.161ff.  
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Verfahren wird auch im Rahmen der Interviews für die vorliegende Arbeit 

zurückgegriffen143. 

Im Hinblick auf die Auswertung der Befragungsresultate gestattet es dieses 

Vorgehen, die Interviewresultate der untersuchten Städte einander 

gegenüberzustellen und zu interpretieren. 

4.3.2 Interviewverhalten 

In der empirischen Sozialforschung werden verschiedene Arten von Verhalten bei 

Interviews unterschieden144. Es kann zwischen dem harten, weichen und 

neutralen Befragungsverhalten gewählt werden. Im Hinblick auf den qualitativen 

Charakter des Interviews scheint sich das neutrale Verhalten am besten zu eignen, 

da beim neutralen Interviewverhalten eine möglichst gefühlsneutrale Befragungs- 

Atmosphäre angestrebt wird. Allerdings kann auch diese Befragungsform nicht 

verhindern, dass Erwartungshaltungen bestehen zwischen den Interviewpartnern. 

Eine etwas gelockerte Form liegt dann vor, wenn die interviewende Person sich bis 

zu einem gewissen Grad zurückhält, aber dennoch versucht keinen allzu formalen 

Eindruck zu hinterlassen145. 

Bei qualitativen Forschungsinterviews ist es zudem erforderlich, der befragten 

Person gegenüber offen zu agieren um auf neue und unerwartete 

Zusammenhänge einzugehen und diese in die Forschung miteinzubeziehen146. 

4.3.3 Form des Interviews 

Aufgrund der Fragestellung kommen mehrere Personen in der Verwaltung für 

Interviews in Betracht147 . Als mögliche Form der Befragung würde sich daher 

auch eine Gruppenbefragung oder gar eine Gruppendiskussion anbieten. Davon 

wird aber in der vorliegenden Arbeit Abstand genommen, da bei diesen die 

Kontrolle über die Interviewsituation geringer ist und zudem in der Regel 

unstrukturiertere Resultate vorliegen, welche die Analyse der Interviews 

erschweren148. 

                                                 
143 siehe Anhang 4  
144 vgl. Atteslander, [1995], S.164ff.  
145 vgl. Atteslander, [1995], S.166ff.  
146 vgl. Kvale, [1996], S.31 
147 siehe Kapitel 5.1.1  
148 vgl. Kvale, [1996], S.101  
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4.4 Bildung der Hypothesen 

4.4.1 Hypothesen in der empirischen Sozialforschung 

Zu Beginn einer Untersuchung muss sich der Forscher, bzw. die Forscherin eine 

Vorstellung davon bilden, in welchen theoretischen Zusammenhängen die soziale 

Wirklichkeit untersucht werden soll. Eine allgemeine Idee genügt dabei nicht. Eine 

solche Aussage über Zusammenhänge der sozialen Wirklichkeit wird als 

Hypothese bezeichnet. Nur anhand von Hypothesen ist es möglich systematisch 

zu beobachten oder befragen. „Die klärende Idee ist nicht Resultat der Forschung, 

sondern deren Voraussetzung149.“ Allgemein ist eine Hypothese daher eine 

Vermutung, ein Erklärungsversuch über einen bestehenden Sachverhalt150. 

Der in Kapitel 2 dargelegte theoretische Rahmen wird nachfolgend zur Bildung 

von Hypothesen herangezogen. Die Vermutungen über die Zusammenhänge des 

Untersuchungsgegenstandes dienen sodann zur Definition der Fragebereiche und 

zur Formulierung der einzelnen Fragen. 

4.4.2 Aufstellung der Hypothesen 

Im theoretischen Teil der Arbeit wurden die Beziehungen zwischen den ePS als 

Potential der Verwaltungsmodernisierung und der Verwaltungsorganisation, bzw. 

-struktur aufgezeigt. Anhand des heuristischen Erkenntnismodells wird deutlich, 

dass auch in anderen Feldern nach Auswirkungen und Wechselwirkungen gesucht 

werden muss. Die vorliegende Arbeit berücksichtigt daher neben der direkten 

Auswirkung der ePS auf die Verwaltungsorganisation auch die indirekten 

Auswirkungen. Untersucht werden in diesem Zusammenhang die Einflussfelder 

der Strategie und des Potentials selbst. Nicht untersucht wird hingegen das 

informelle Einflussfeld der Verwaltungskultur. Da unter der Verwaltungskultur die 

Art und Weise des Umgangs des Verwaltungspersonals innerhalb der Verwaltung 

und gegen aussen verstanden wird151, erfordert eine Untersuchung dieses 

Einflussfeldes Interviews mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus 

verschiedenen Bereichen der Verwaltung. Der für die Diplomarbeit vorgegebene 

Zeitrahmen setzt jedoch der Anzahl der durchführbaren Interviews eine Grenze. 

Dies begründet die Fokussierung auf die formellen Einflusskanäle der 

                                                 
149 Atteslander, [1995], S. 31 
150 vgl. Diekmann, [1995], S. 107  
151 vgl. Schedler/Proeller, [2000], S.239 
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Verwaltungsmodernisierung – Potential, Strategie und Struktur (siehe Abbildung 

8) 152. 

 

 
 

Zu den einzelnen Teilbereichen werden nachfolgend Hypothesen aufgestellt. 

Anhand der Hypothesen werden sodann Fragebereiche und Fragen für den 

Leitfaden der Interviews erstellt154. Dieses Vorgehen dient einerseits der 

Strukturierung der Interviews, andererseits können die aus den Interviews 

gewonnenen Informationen in einem einheitlichen Rahmen besser verglichen und 

interpretiert werden. 

Nachfolgend werden die Erklärungen und Überlegungen dargelegt, welche zur 

Aufstellung der Hypothesen geführt haben. 

4.4.2.1 Einflussfaktor Strategie 

Im Bereich der Strategie wurden zwei Teilhypothesen aufgestellt, eine zum 

Bereich der Verwaltungsführung und eine weitere zum Bereich der IKT Strategie 

der Verwaltung im engeren Sinne. Die beiden Teilhypothesen ergeben zusammen 

ein Bild der Bedeutung des Angebots der ePS in der Verwaltungsführung und 

können damit Aufschluss darüber geben, inwiefern Veränderungen der 

Verwaltungsorganisation durch das Angebot der ePS den Rückhalt in der 

Verwaltungsführung finden und unterstützt werden. 

Projektleitung. Das Angebot der ePS kann nur dann Auswirkungen auf die 

Verwaltungsorganisation haben, wenn das Vorgehen auch von der 

                                                 
152 siehe Kapitel 0 
153 vgl.  Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.47  
154 siehe Anhang 4  

Abb. 8: 
Einflussfaktor 
des ePS auf 
Verwalt-
ungsorgani-
sation153 
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Verwaltungsführung getragen und/oder initiiert wurde. Der Grund liegt darin, 

dass Veränderungen in der Ablauf- und Aufbauorganisation des Rückhaltes in der 

Verwaltungsführung bedürfen155. Fehlt dieser Rückhalt, bzw. hält sich die 

Verwaltungsführung gänzlich aus diesen Entscheidungen heraus und delegiert 

diese an die Informatikbereiche der Verwaltung, so führt dies zur Automatisierung 

und Stärkung bestehender Strukturen und Abläufe156. Das Potential der IKT zu 

Veränderungen in der Verwaltungsorganisation kann auf diese Art nicht 

freigesetzt werden, bestehende Abläufe werden in „Softwarebeton“ gegossen157. 

Der Verwaltungsführung kommt dabei nicht die Aufgabe zu die Systeme zu 

entwerfen, vielmehr muss sie unter Beratung der Informatiker die Eckpunkte und 

Pflichtenhefter der IKT Projekte definieren158. 

Um der Rolle der Verwaltungsführung im Bezug auf das Angebot der ePS 

nachzugehen wurde daher folgende Hypothese aufgestellt: 

Projekte zum Angebot der ePS sind zurückzuführen auf die Initiative der 

Verwaltungsführung und/oder stehen unter deren Leitung. 

IKT Strategie der Verwaltungsführung. Bis anhin haben die IKT im 

Managementbereich und in der Strategie von Unternehmen und öffentlicher 

Verwaltung nur eine untergeordnete Rolle, bzw. eine Hilfsfunktion gespielt159. Die 

IKT wurden hauptsächlich als Produktionstechnologie und zur Beschaffung und 

Aufbereitung von Informationen für das Management eingesetzt. Das 

zunehmende Potential der IKT hat aber zu einem Wandel geführt und macht es 

deshalb erforderlich, die IKT in strategische Überlegungen der Unternehmen und 

Verwaltung miteinzubeziehen160. Eine umfassende IKT Strategie umschliesst im 

wesentlichen zwei Aspekte. 

Einerseits ist die Strategie der Verwaltung im Hinblick auf das Internet zu 

definieren. Bei der Festlegung der Strategie für das Internet geht es insbesondere 

um die Beweggründe, welche die Verwaltung zur Erstellung einer Website und 

zum Angebot der ePS bewogen haben. Darüber hinaus gehören aber auch Aspekte 

wie die Veränderung der Leistungen durch die elektronische Abgabe161, 

beispielsweise durch elektronische Dokumentenabgabe, in den Bereich der 

Internetstrategie. 

                                                 
155 vgl. Reinermann in Kubicek et al., [2000], S.16 
156 vgl. Reinermann in Kubicek et al., [2000], S.16 
157 vgl. Reinermann in Reinermann, [1995], S.383  
158 vgl. Reinermann in Kubicek et al., [2000], S.16 
159 vgl. Venkatraman in Morton, [1991], S.125 
160 vgl. Venkatraman in Morton, [1991], S.125 
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Andererseits gilt es technologische Strategien der Verwaltung zu entwickeln162. 

Wesentliche Kriterien in dieser Hinsicht bilden die Festlegung von Standards, die 

Schulung der Nutzer, die organisatorische Einbettung der Informatikabteilungen 

in der Verwaltung sowie Vorgaben hinsichtlich der Technik selbst163. 

Die Ausschöpfung des Potentials der IKT setzt voraus, dass die 

Verwaltungsführung ein strategisches Vorgehen definiert hat. Die Hypothese zur 

Strategie lautet: 

Es besteht eine umfassende Strategie und Vision der Verwaltung hinsichtlich dem 

Einsatz der Informatik und des Internets. 

4.4.2.2 Einflussfaktor Potential: Technik und Infrastruktur 

Im Hinblick auf das Potential steht die tatsächlich vorhandene Technik und 

Infrastruktur im Mittelpunkt der Betrachtungen. Die Verwirklichung des 

Potentials der IKT bedingt zunächst das Vorhandensein der entsprechenden 

Technik und Infrastruktur in der Verwaltung. PCs und die elektronische 

Vernetzung der Rechner sind dabei die elementarsten Erfordernisse. Soll das 

Potential der IKT voll ausgeschöpft werden, so bedingt dies (aufsteigend geordnet 

nach der Komplexität der Implementierung)164: 

1. die Abbildung der Geschäftsorganisation, Prozesse und der 

Bürokommunikation (verstanden als rein oberflächliche Abbildung, z.B. 

grafische Organigramme) 

2. die elektronische Kommunikation mit Externen 

3. die Schaffung eines zentralen Informationsmediums, z.B. Intranet165 

4. die Verknüpfung von Anwendungen, bzw. die Schaffung von Schnittstellen 

zwischen den Anwendungen 

5. die elektronische Abbildung der Prozesse und Bürokommunikation  

Die in der Praxis bestehende Vielzahl von Betriebssystemen, technischen Lösungen 

und Fachanwendungen166 führt zu spezialisierten und isolierten Insellösungen in 

                                                 

161 vgl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.45 
162 vgl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.45 
163 vgl. Krusekamp in Verwaltung-Organisation -Personal,  07 -08.2000 
164 vgl. Grabow/Floeting in in Kubicek et al., [2000], S.81  
165 Intranet: geschlossenes, privates Netzwerk innerhalb einer Organisation zum Austausch 

von Informationen und Zugriff auf Netzwerkrechner. (http://www.whatis.com, 20.03.01) 
166 vgl. Grabow/Floeting in Kubicek et al., [2000], S. 82 
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der Verwaltungsinformatik167 . Die Integration dieser verschiedenen Elemente 

gestaltet sich dementsprechend als kompliziertes Unterfangen. Zur Technik und 

der Infrastruktur wurde daher folgende kritische Hypothese aufgestellt: 

Mit dem Angebot der ePS wird nur die externe Kommunikation modernisiert. 

Eine Integration der internen und externen Informatiksysteme findet jedoch 

nicht statt. 

4.4.2.3 Auswirkungen auf die Verwaltungsorganisation 

In Kapitel 2.2.2 wurde bereits auf das Potential der IKT zur Veränderung der 

Organisation eingegangen. Durch das Angebot der ePS wird der Kundschaft der 

Verwaltung der elektronische Zugang zu öffentlichen Leistungen über Portale 

ermöglicht168. Da bereits der Input, bzw. die Bestellung oder der Antrag der 

öffentlichen Leistung elektronisch erfolgt, bietet es sich an, den gesamten Ablauf 

der Leistungserstellung auf eine elektronische Grundlage zu stellen und zu 

optimieren. Zentraler Ansatzpunkt zur Optimierung bildet die prozessorientierte 

Betrachtungsweise der Verwaltungstätigkeiten169. Anhand von Prozessanalysen 

können Spielräume für Optimierungen aufgezeigt werden, welche sich im 

Rahmen eines Prozess Re-Engineering durch eine integrierte und 

produktorientierte Abwicklung der Verwaltungstätigkeit verwirklichen lassen170. 

„Unter Re-Engineering versteht man die strukturierte Vorgehensweise zur 

Veränderung von strategisch bedeutsamen Wertschöpfungsvorgängen 

[insbesondere deren rechtliche, führungsmässige, organisatorische und 

technologische Strukturen], um die Effizienz und Effektivität einer Organisation 

zu erhöhen171.“ 

Prozess Re-Engineering, bzw. die daraus resultierende Veränderung der 

Ablauforganisation lenkt die Betrachtung zwangsläufig auch auf die 

Aufbauorganisation172. Im Hinblick auf die Aufbauorganisation ist insbesondere 

die Frage interessant, ob das Angebot der ePS zur Bildung flacher Hierarchien und 

zu einer Veränderung der Bedeutung der Hierarchie geführt hat173. 

Umfangreiche Informatikprojekte bedürfen eines grossen Investitionsrahmens zur 

erfolgreichen Implementierung. Dies gilt in besonderem Masse, wenn durch das 

                                                 
167 vgl. Wieser  in Reinermann, [1995], S.245 
168 vgl. Schedler in Gisler/Spahni, [2000], S.37, und Kapitel 2.4.5 
169 vgl. Wieser  in Reinermann, [1995], S.244 
170 vgl. Wieser  in Reinermann, [1995], S.244 
171 vgl. Hill in Hess, [1997], S.29 
172 vgl. von Rohr in Gisler/Spahni, [2000], S.124 
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Informatikprojekt organisatorische Veränderungen impliziert werden. Aufgrund 

der knappen Haushaltsmittel ist daher der finanzielle Rahmen für den 

Internetbereich der Verwaltung in die Überlegung mit einzubeziehen174. 

Zusammenfassend ergeben sich gemäss den aufgeführten Erläuterungen folgende 

Fragebereiche, welche in den Leitfaden des Interviews einfliessen: 

– Prozessanalyse 

– Prozess Re-Engineering 

– Aufbauorganisation, bzw. Hierarchie 

– Wandel der Bedeutung der Hierarchie 

– Finanzieller Rahmen für den Internetbereich 

Für die Auswirkungen der ePS auf die Verwaltungsorganisation wird folgende 

Hypothese formuliert: 

Das Angebot der ePS hat zu signifikanten Auswirkungen in der Ablauf- und 

Aufbauorganisation der Verwaltung geführt. 

Sollte sich die Hypothese nicht bestätigen wird nach den Gründen für das Fehlen 

von Auswirkungen auf die Verwaltungsorganisation nachgefragt. 

4.4.2.4 New Public Management, Wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung 

Zentrales Kriterium zur Auswahl der „best practice“-Städte bildete das 

Vorhandensein von Life-Event Portalen, welche eine kundenorientierte 

Ausgestaltung der Website erfordert175. Die Kundenorientierung bildet ein 

wesentliches Element in den Modernisierungsbemühungen der Verwaltungen176. 

Es ist daher für die vorliegende Arbeit auch von Interesse, in welchem Ausmass 

die Kundenorientierung der Verwaltung bei der Gestaltung der Website 

eingeflossen ist und ob die Verwaltungen der „best practice“-Städte die damit 

zusammenhängenden NPM Ansätze eingeführt haben. Aus diesem Grunde wird 

die folgende Hypothese aufgestellt: 

                                                 

173 vgl. von Rohr in Gisler/Spahni, [2000], S.125 
174 vgl. von Rohr in Gisler/Spahni, [2000], S.117 
175 siehe Kapitel 3.1.3.4 
176 siehe Kapitel 2.1.3  
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Die „best practice“-Städte kennen NPM, bzw. die wirkungsorientierte 

Verwaltungsführung und/oder unternehmen Schritte in diese Richtung. 

Im Rahmen der theoretischen Überlegungen in Kapitel 2.3.2 wurde der Frage 

nach dem Zusammenhang von NPM und eGovernment nachgegangen. Diese 

Hypothese und die daraus abgeleiteten Fragen dienen dazu, den Stand des NPM in 

der Verwaltung der „best practice“-Städte festzustellen. Die Interpretation der 

Resultate soll es ermöglichen dem Zusammenhang von NPM und dem Angebot 

der ePS aus empirischer Sicht nachzugehen. 
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5 Interviews und Analyse 

5.1 Vorgehen 

5.1.1 Auswahl der Interviewpartner 

Bei der Auswahl der Interviewpartner wurde aufgrund der zwei grundsätzlichen 

Aspekte der Aufgabenstellung zum einen der Stadtschreiber und zum anderen der 

Informatikverantwortliche angefragt. Der Stadtschreiber in seiner Funktion als 

Citymanager177 wurde dabei aufgrund der Führungsperspektive im Hinblick auf 

Veränderungen der Verwaltungsorganisation um ein Interview gebeten. Falls sich 

dabei Zusammenhänge oder Fragen aus der Managementperspektive nicht klären 

liessen, wurden zusätzlich Interviews mit dem Abteilungsmanagement der 

Verwaltungsbereiche mit einem Angebot an ePS durchgeführt. Bezüglich der 

technischen Perspektive war der Informatikverantwortliche der Verwaltung die 

Ansprechperson. 

Der Stadtschreiber und der Informatikverantwortliche wurden zunächst 

telefonisch ausfindig gemacht. Eine kurze Erläuterung der Diplomarbeit folgte 

und die Personen wurden angefragt, ob sie sich bereit erklären würden an einem 

Interview im Rahmen der Diplomarbeit teilzunehmen. Nach der Zusage wurden 

die Interviewtermine fixiert. Auf das Telefon folgte letztlich der Versand eines 

eMails mit weiteren Erklärungen zur Befragung und zum Thema der 

Diplomarbeit178. 

5.1.2 Durchführung der Interviews 

Alle Interviews wurden in den entsprechenden Stadtverwaltungen in persona 

durchgeführt. Zu Beginn des Interviews erfolgten zunächst einige Erläuterungen 

bezüglich des Begriffes des ePS179, um das Interview auf einem identischen 

Verständnis des Begriffes aufzubauen. Danach wurde die Möglichkeit geboten, 

Fragen zu stellen um allfällige Unklarheiten auszuräumen. Zur Strukturierung der 

Interviews diente ein Interview Leitfaden180. 

                                                 
177 Ermittelt aufgrund telefonischer Anfrage 
178 siehe Anhang 5  
179 siehe Kapitel 2.4 
180 siehe Kapitel 4.3.1 , sowie Anhang 4  
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Die Interviews wurden mittels eines Diktaphons aufgezeichnet. Vor Beginn der 

Befragung wurden die interviewten Personen darauf hingewiesen und deren 

Erlaubnis zur Aufzeichnung eingeholt. Die Aufzeichnung des Interviews 

ermöglichte es einerseits dem Interviewverlauf konzentrierter zu folgen und diesen 

zu lenken, andererseits gestattete die Aufzeichnung eine genauere Auswertung des 

Interviews181. 

5.1.3 Analyse der Interviews und Darstellung der Resultate 

Die Aufzeichnungen dienten zur Anfertigung eines Transkripts. Dieses bildete die 

Grundlage der Analyse. Sinn und Zweck der Interviewanalyse ist es den Inhalt des 

Interviews wiederzugeben, die Meinung der befragten Person herauszustreichen 

und letztlich dadurch dem Forscher neue Sichtweisen auf den 

Forschungsgegenstand zu erschliessen182. Die Inhalte der Interviews wurden 

durch den Analyseansatz der Kondensation auf kürzere Formulierungen 

reduziert183. Ziel war es dabei die Hauptaussagen des Interviews zu Tage zu 

fördern184. 

Die nachfolgende Darstellung der Interviewanalyse beruht auf den 

herausgearbeiteten Hauptaussagen. Einleitend folgen für jede Stadt kurze 

allgemeine Informationen zur Stadtverwaltung, der Informatikabteilung sowie 

den Interviewpartnern und der Dauer der Interviews. Es folgt die Darstellung der 

Resultate der Interviewanalyse anhand der in Kapitel 4.4 aufgestellten 

Hypothesen. 

5.2 Bülach 

Die Stadt Bülach zählt zurzeit 13777 Einwohner. Die Stadtverwaltung organisiert 

sich in 9 Ressorts und zählt insgesamt 120 Mitarbeiter185. Die Verwaltungsführung 

wird vom Stadtschreiber wahrgenommen, welcher direkt der Exekutive, dem 

Stadtrat, unterstellt ist. 

Über einen eigenen Informatikbereich verfügt die Stadt Bülach nicht. Dennoch 

kann für Problemstellungen bei Büroanwendungen auf ein kleines internes 

Supportteam von 2 Mitarbeitern zurückgegriffen werden, welches diese Funktion 

                                                 
181 v gl. Kvale, [1996], S.160 
182 vgl. Kvale, [1996], S.190 
183 vgl. Kvale, [1996], S.193 
184 vgl. Kvale, [1996], S.196 
185 die genannten Zahlen schliessen alle Mitarbeiter der Stadtverwaltung ein (auch 

Altersheime, Zivilschutzbereich, Hallenbäder, etc.)  
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mit einigen Stellenprozenten der Arbeitstätigkeit ausübt. Bei grundsätzlichen 

Problemstellungen und Überlegungen im Informatikbereich werden durch den 

stellvertretenden Stadtschreiber und Informatikverantwortlichen externe Partner 

hinzugezogen. 

Als Interviewpartner wurden in der Stadt Bülach der Stadtschreiber Herr Rolf 

Butz, der Informatikverantwortliche und stellvertretende Stadtschreiber Herr 

Kaspar Zbinden sowie Frau Sandra Wirth von der Einwohnerkontrolle befragt. Die 

Dauer der Befragung belief sich mit Herr Butz auf 40 Minuten, mit Herr Zbinden 

auf 90 Minuten und mit Frau Wirth auf 20 Minuten. 

5.2.1 Strategie 

5.2.1.1 Hypothese zur Projektleitung 

Projekte zum Angebot der ePS sind zurückzuführen auf die Initiative der 

Verwaltungsführung und/oder stehen unter deren Leitung. 

Der Impuls zur Erstellung einer Website der Stadt Bülach ging von Seiten der 

Verwaltungsführung, bzw. des Stadtschreibers aus und ergab sich aus den 

allgemeinen Reformbemühungen der Stadtverwaltung Bülach im Jahre 1996. 

Dabei bildete das Stadtmarketing aus Sicht von Stadtschreiber Butz den 

wichtigsten Anstoss zum Aufbau der Website. Die Projektbeteiligten bei der 

Erstellung der Website waren der Stadtschreiber Butz, der 

Informatikverantwortliche und Vorgänger von Herrn Zbinden sowie einem 

externen Partner, welchem die Umsetzung übertragen wurde. Seit der Erstellung 

der Website haben sich die angeboten ePS nicht verändert, es steht aber für dieses 

Jahr eine Erweiterung des Online-Schalters an. Bei der Erweiterung des Angebotes 

werden Bereiche und Ämter kontaktiert, welche noch über kein elektronisches 

Angebot verfügen. Das neue Angebot wird von den einzelnen Bereichen 

vorgeschlagen und von den verantwortlichen Personen Herr Butz und Herr 

Zbinden festgelegt. Auf Nachfrage ergab sich, dass keine Umfragen bei den 

Bürgern in Betracht gezogen werden, um das Angebot des ePS zu stärken. 

Schlussfolgerung: Diese Hypothese kann für die Stadt Bülach aufgrund der 

obengenannten Erläuterungen angenommen werden. 

5.2.1.2 Hypothese zur Strategie 

Es besteht eine umfassende Strategie und Vision der Verwaltung hinsichtlich dem 

Einsatz der Informatik und des Internets. 
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Leitbild und Anstoss zur Erstellung der Website war es eine Gesamtschau der Stadt 

Bülach zu bieten. Neben dem Angebot der Verwaltung sollten insbesondere auch 

Aspekte des Stadtmarketings und des Images berücksichtigt werden, sowie der 

Vorreiterrolle als Bezirkshauptstadt entsprochen werden. Eine umfassende 

Strategie mit der Festlegung von Zielen und Visionen der Website hat die Stadt 

Bülach nicht erarbeitet. Es existieren denn auch keine schriftlichen Dokumente 

oder Konzepte zum Aufbau und der Entwicklung der Website, vielmehr wurde ein 

pragmatisches Vorgehen angestrebt. 

Zurzeit verfügt die Stadt Bülach nicht über eine Strategie im Informatikbereich. 

Allerdings wurde im Hinblick auf die Entwicklung einer Informatikstrategie ein 

externer Partner engagiert. In Anlehnung an die Wirkungsorientierte 

Verwaltungsführung der Stadt Bülach186 ist die Einführung einer 

wirkungsorientierten Informatik geplant. Im wesentlichen wird darunter die 

Ausrichtung der Informatik an den Geschäftsprozessen der Verwaltung und ein 

Ausgleich zwischen Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit angestrebt. Mit der 

Umsetzung des Konzeptes wurde allerdings bis anhin noch nicht begonnen. Der 

Zeitplan sieht für dieses Jahr die Schaffung eines Informatikbereiches, die 

Aktualisierung der IKT Infrastruktur sowie eine Analyse der Abläufe in der 

Stadtverwaltung vor. Der Fokus der Informatikstrategie liegt klar auf der internen 

Software und Infrastruktur, das Internet spielt nur eine untergeordnete Rolle. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese muss aufgrund dieser Ausführungen 

verworfen werden. Weder besteht eine ausgearbeitete Strategie für den Einsatz des 

Internets, noch liegt für den Einsatz der Informatik eine implementierte Strategie 

vor. 

5.2.2 Potential: Hypothese zur Technik und Infrastruktur 

Mit dem Angebot der ePS wird nur die externe Kommunikation modernisiert. 

Eine Integration der internen und externen Informatiksysteme findet jedoch 

nicht statt. 

Die Website der Stadt Bülach wurde von einem externen Partner erstellt und 

statisch ausprogrammiert. Statisch bedeutet dabei, dass der Website keine 

Datenbank zugrunde liegt, welche Änderungen in einfacher Art und Weise 

ermöglichen würde. Jede Änderung bedarf Anpassungen im HTML Code unter 

Voraussetzung des entsprechenden Fachwissens und wird daher von einem 

externen Partner vorgenommen. 

                                                 
186 siehe Kapitel 5.2.4 
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Die Stadtverwaltung verfügt über 105 vernetzte Rechner. Das interne System der 

Informatik besteht aus ca. 40 Fachanwendungen, welche für spezifische 

Aufgaben angeschafft wurden. Die zentralen Fachanwendungen 

(Einwohnerkontrolle, Steueramt, Adressverwaltung) werden über das 

Verwaltungsrechenzentrum St.Gallen (VRSG) abgewickelt. Aufgrund der Vielzahl 

der Programme von unterschiedlichen Herstellern bestehen keine Schnittstellen 

zum Datentransfer oder Abgleich, was zu häufigen Medienbrüchen führt. Zur 

Illustration der Problematik führte Herr Zbinden das Beispiel der Adressänderung 

an. Ändert ein Bürger seine Adresse bei der Einwohnerkontrolle, so erfordert dies 

die Aktualisierung der Adresse in zahlreichen weiteren Datenbanken 

(Zivilstandsamt, Steueramt, etc.). Unterbleibt dies, so bestehen unterschiedliche 

Datensätze und es bleibt unklar, welche Daten Gültigkeit besitzen. Im Hinblick auf 

die Problematik der Schnittstellen wurde darauf hingewiesen, dass für einige 

Bereiche nur kantonal abgenommene Fachanwendungen zugelassen seien. Die 

dezentrale Datenhaltung wurde in Bülach für den internen Bereich durch eine 

Eigenentwicklung namens BüliData behoben, indem eine zentrale Datenbank für 

die Mitarbeiter der Stadtverwaltung angelegt wurde. Ziel ist es diese Anwendung 

auch über das Internet zugänglich zu machen. 

Die IKT Landschaft der Stadtverwaltung Bülach ist geprägt von einer Vielzahl an 

Insellösungen und der Schnittstellenproblematik zwischen den einzelnen 

Anwendungen, dies schliesst auch die Fachanwendungen der VRSG ein. Die 

technische Infrastruktur liegt in dem Sinne vor, dass alle PC Arbeitsplätze der 

Stadtverwaltung elektronisch vernetzt sind. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese zur Technik und Infrastruktur muss klar 

angenommen werden. Die Grundlage für die Integration der Informatiksysteme 

ist nicht gegeben, da das interne Informatiksystem aus separaten Insellösungen 

besteht. 

5.2.3 Struktur: Hypothese zu Auswirkungen auf die 
Verwaltungsorganisation 

Das Angebot der ePS hat zu signifikanten Auswirkungen in der Ablauf- und 

Aufbauorganisation der Verwaltung geführt. 

Aktualisierungen der Website werden fortwährend durch den Stadtschreiber und 

den stellvertretenden Stadtschreiber vorgenommen. Der Aufwand beträgt 

wöchentlich ca. 2 Stunden und wird daher innerhalb der bestehenden 

Organisation aufgefangen. 
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Der Vorgang bei der Bestellung eines ePS auf der Website der Stadt Bülach bewirkt 

die Versendung einer eMail mit den entsprechenden Daten an die 

Stadtverwaltung. Dabei werden die elektronischen Daten unabhängig von der Art 

des bestellten ePS an eine zentrale eMail-Adresse gesandt. Die eingehende 

elektronische Post wird vom Stadtschreiber selbst und dessen Sekretärin bearbeitet 

und auf elektronischem Weg innert 48 Stunden an die entsprechenden 

Verwaltungsbereiche und Stellen weitergeleitet. Als Gründe für den indirekten 

Zugang wurde das Argument der Kontrolle der eingehenden eMails, der 

Gewährleitung der richtigen Zuweisung und der schnellen Bearbeitung durch die 

entsprechenden Verwaltungsbereiche genannt. Gegenüber einem direkten Versand 

der Bestellung zum zuständigen Verwaltungsbereich wird daher aufgrund der 

internen Bearbeitungsregel von 48 Stunden mehr Zeit zur Abwicklung der 

Bestellung benötigt. Bei den zuständigen Personen eingegangen, wird die 

entsprechende Fachanwendung geöffnet und die Transaktion vorgenommen. Da 

keine direkte Schnittstelle der eingehenden eMails in die Fachanwendungen 

bestehen, werden die elektronischen Bestellungen in gleicher Art und Weise 

bearbeitet wie Anfragen über die anderen Zugangskanäle zu öffentlichen 

Leistungen. Die ePS bauen letztlich auf bestehenden Abläufen und Strukturen auf, 

es wird allerdings eine zentrale Instanz mehr involviert, welche die Bestellungen 

dann weiterleitet. 

Eine Veränderung der Ablauforganisation hat daher nicht stattgefunden. Analysen 

des Erstellungsprozesses haben in der Stadt Bülach ebenfalls nicht stattgefunden. 

Im Rahmen der Umsetzung der Informatikstrategie ist jedoch innerhalb 

Jahresfrist die Analyse der Abläufe geplant. Durch die ePS haben sich keine 

Auswirkungen auf die Aufbauorganisation der Verwaltung ergeben. Die Funktion 

der Informatik als Querschnittsabteilung wurde ebenfalls nicht verändert. 

Für die Zukunft werden in Bülach aber dennoch Auswirkungen der 

Verwaltungsorganisation prognostiziert. Dies im Zusammenhang mit nationalen 

und/oder kantonalen Projekten wie beispielsweise dem Projekt Infostar187 , welches 

die Papier-Registrierung der Zivilstandsämter durch eine Datenbank ablöst. Für 

die geplante Ausbauphase des Online-Schalters ist das wichtigste Element die 

Einbindung von online Zahlungsmöglichkeiten. Dies ergibt sich insbesondere aus 

den internen Kosten der Rechnungsstellung für jeden Transaktionsvorgang 

welcher über den elektronischen Zugang stattfindet. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese muss eindeutig abgelehnt werden. Durch die 

ePS entstehen zwar Auswirkungen auf die Verwaltungsorganisation, doch nicht in 

                                                 
187 vgl. Neues Bülacher Tagblatt, 15.02.01  
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die gewünschte Richtung. Es muss davon ausgegangen werden, dass durch das 

Angebot der ePS ein Mehraufwand entsteht (Weiterleitung der eMails, 

ausdrucken, etc.). 

5.2.4 Hypothese zur Wirkungsorientierten Verwaltungsführung 

Die „best practice“-Städte kennen NPM, bzw. die wirkungsorientierte 

Verwaltungsführung und/oder unternehmen Schritte in diese Richtung. 

Der Begriff der Kundenorientierung ist im Leitbild der Stadtverwaltung 

festgeschrieben und wird im Rahmen monatlich wechselnder 

Programmschwerpunkte (z.B. Bedeutung der Kundenorientierung, Umgang mit 

Kundenreklamationen und Feedback, Telefonservice, usw.) an die Mitarbeiter 

kommuniziert. Zur Ermittlung der Kundenbedürfnisse wurden auch schon 

Umfragen hinsichtlich des Umfanges und der Qualität der öffentlichen Leistungen 

durchgeführt. Die in der Ausgestaltung der Website sichtbare Kundenorientierung 

ist in der Verwaltung selbst verankert. 

Die Stadtverwaltung Bülach hat mit den im Jahre 1996 eingeleiteten 

Reformbemühungen Schritte in Richtung der Wirkungsorientierten 

Verwaltungsführung unternommen. Das Projekt zur Einführung der 

Wirkungsorientierten Verwaltungsführung wurde 1997 mit Vorbereitungsphasen 

initiiert und 1998 auf experimenteller Basis in einigen Ämtern gestartet. Die 

Pilotprojekte umfassen dabei u.a. die Finanzabteilung (inkl. Steueramt), die 

städtischen Betriebe, die Polizei und die Bauabteilung. Diese Pilotversuche haben 

eine Laufzeit bis Ende 2002 und die Auswertung der Ergebnisse sollen sodann der 

Konzeption und Umsetzung der Wirkungsorientierten Verwaltungsführung in der 

gesamten Stadtverwaltung in einem geplanten Zeitraum von 2002 bis 2004 

dienen. 

Der gegenwärtige Stand der Bemühungen besteht in einer Konsolidierungsphase 

der bestehenden Aktivitäten im Hinblick auf die flächendeckende Einführung der 

Wirkungsorientierten Verwaltungsführung auf 2002. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese darf angenommen werden. Das NPM hat 

durch zahlreiche Pilotprojekte Einzug in die Verwaltung von Bülach gefunden, ab 

2002 wird das NPM flächendeckend in der Stadtverwaltung eingeführt. 
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5.3 Ebikon 

Die zurzeit 11069 Einwohner zählende Gemeinde Ebikon grenzt unmittelbar an 

die Stadt Luzern. Die Gemeindeverwaltung organisiert sich in 5 Ressorts in denen 

insgesamt ca. 90 Mitarbeiter beschäftigt sind. 

Über einen internen Informatikbereich verfügt die Gemeinde Ebikon nicht. 

Verantwortlich für Angelegenheiten der Informatik sind der stellvertretende 

Gemeindeschreiber sowie ein Informatikbeauftragter, welcher dieser Aufgabe aber 

nebst anderen Tätigkeiten nachgeht. Die Funktion dieser Mitarbeiter beschränkt 

sich auf die Koordination von Informatikprojekten und geringfügige 

Unterstützung der Mitarbeiter bei Softwareproblemen. Alle anderen anfallenden 

Arbeiten werden an externe Partner aus der Privatwirtschaft vergeben. Zusätzlich 

hat die Stadtverwaltung die Position eines Informationsbeauftragten geschaffen, 

welcher u.a. auch für Aktivitäten im Internetbereich zuständig ist. 

Interviews fanden in der Gemeindeverwaltung Ebikon mit dem Stadtschreiber 

Albert Mattmann, dem stellvertretenden Stadtschreiber Roland Baggenstos sowie 

mit Frau Manuela Bruni von der Einwohnerkontrolle statt. Die Dauer des 

Interviews betrug mit Herrn Mattmann 40 Minuten, mit Herrn Baggenstos 90 

Minuten und mit Frau Bruni 20 Minuten. 

5.3.1 Strategie 

5.3.1.1 Hypothese zur Projektleitung 

Projekte zum Angebot der ePS sind zurückzuführen auf die Initiative der 

Verwaltungsführung und/oder stehen unter deren Leitung. 

Auf Initiative des Gemeinderates wurde in Ebikon im Hinblick auf die 

Öffentlichkeitsarbeit die Position eines Informationsbeauftragten geschaffen. In 

Zusammenarbeit mit einem externen Partner wurde ein Konzept für die 

Öffentlichkeitsarbeit erstellt, welches auch Überlegungen hinsichtlich des 

Internets beinhaltete. Auf Grundlage dieses Konzeptes wurde eine Projektgruppe 

gebildet, welche aus dem Informationsbeauftragten, dem 

Informatikverantwortlichen und dem stellvertretenden Gemeindeschreiber 

bestand. Die Projektgruppe wurde bei der Konzeption der Website durch einen 

externen Partner beraten, welcher auch für die Umsetzung und Programmierung 

der Website verantwortlich zeichnete. Für die Pflege und Aktualisierung der 

Website ist der Informationsbeauftragte zuständig, es sind dafür 20% seiner 

Arbeitstätigkeit vorgesehen. Treibende Kraft bei der Entwicklung der Website war 
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in Ebikon daher der Informationsverantwortliche in loser Abstimmung mit dem 

Gemeindeschreiber. 

Schlussfolgerung: Für Ebikon kann die Hypothese nur bedingt angenommen 

werden, da die Initiative für das Angebot der ePS auf den 

Informationsverantwortlichen zurückgeht. 

5.3.1.2 Hypothese zur Strategie 

Es besteht eine umfassende Strategie und Vision der Verwaltung hinsichtlich dem 

Einsatz der Informatik und des Internets. 

Das von der Projektgruppe Internet ausgearbeitete Konzept beinhaltet einerseits 

die Definition von Zielgruppen der Website und legt andererseits die strategischen 

Ziele der Website fest. Neben dem Informationsangebot und der elektronischen 

Kommunikationsmöglichkeit umfassen die Zielsetzungen hauptsächlich ein 

möglichst breites Angebot an Dienstleistungen. Dementsprechend wurden über 

alle Verwaltungsbereiche hinweg Leistungen identifiziert, welche sich für ein 

elektronisches Angebot eignen. Aufgrund der Strategie wurde auf den 1. Dezember 

2000 eine Website und ein Onlineschalter erstellt. Die Kosten zur Erstellung der 

Website beliefen sich auf CHF 40'000, die jährlichen Aktualisierungs- und 

Unterhaltskosten sind mit insgesamt CHF 10'000 veranschlagt. 

Eine Informatikstrategie der Gemeinde Ebikon ist in Form eines groben Leitbildes 

ausgearbeitet. Darin wurden grundsätzliche Leitlinien bezüglich des Einsatzes von 

Hardware und Software konkretisiert. Eine Neuausrichtung und Aktualisierung 

der Informatikstrategie ist im Zusammenhang mit der Verwaltungsanalyse 

geplant. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese zur Strategie kann für Ebikon angenommen 

werden. Sowohl für das Internet, wie auch für die Informatik besteht bei Ebikon 

eine Strategie. 

5.3.2 Potential: Hypothese zur Technik und Infrastruktur 

Mit dem Angebot der ePS wird nur die externe Kommunikation modernisiert. 

Eine Integration der internen und externen Informatiksysteme findet jedoch 

nicht statt. 

Die Website der Stadt Ebikon wurde von einem externen Partner erstellt und 

dynamisch ausprogrammiert. Der Website liegt eine Datenbank zugrunde, welche 
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die Aktualisierung der Daten ermöglicht ohne den HTML Code anzupassen. 

Änderungen können dadurch von den Mitarbeitern selbst vorgenommen werden. 

50 Mitarbeiter der Verwaltung verfügen über einen Arbeitsplatz mit PC. Zwischen 

den Rechnern besteht ein elektronisches Netzwerk. Den Mitarbeitern der 

Verwaltung steht die Möglichkeit offen im Internet zu surfen und auch eMail-

Adressen bestehen für alle Mitarbeiter. Als Software für die Unterstützung von 

Büroarbeiten werden die Microsoft Office Produkte eingesetzt. Ein Grossteil der 

benötigten Fachanwendungen wird durch das Softwaresystem Nest188 bereits 

abgedeckt. Das modular aufgebaute System umfasst als wichtigste Komponenten 

die Einwohnerkontrolle, Adressverwaltung, Steuern, Werke, Fakturierung und das 

Rechnungswesen. Weitere Module bieten zusätzliche Funktionalitäten in 

Bereichen wie Objekte, Wahlen und Anlagenbuchhaltung. Hauptvorteile einer 

solchen Standardsoftware liegen in der Integration der Module, der 

Prozessorientierung und den Schnittstellen zu Microsoft Office Produkten. In 

Ebikon werden die vom Softwaresystem Nest nicht abgedeckten Bereiche der 

Verwaltungstätigkeit durch spezifische Fachanwendungen unterstützt. Die 

elektronische Kommunikation ist innerhalb der Standardsoftware Nest und zu den 

Office Produkten von Microsoft gegeben, anderweitige Schnittstellen bestehen 

allerdings nicht. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese zur Technik und Infrastruktur wird 

angenommen. Obwohl die internen Informatiksysteme durch die Systemlösung 

Nest weitgehend integriert wurden, kam es nicht zur Eingliederung der Website in 

die Gesamtinfrastruktur der Informatik. 

5.3.3 Struktur: Hypothese zu Auswirkungen auf die 
Verwaltungsorganisation 

Das Angebot der ePS hat zu signifikanten Auswirkungen in der Ablauf- und 

Aufbauorganisation der Verwaltung geführt 

Die Pflege und Aktualisierung der Ebikoner Website wird durch den 

Informationsbeauftragten gewährleistet. Für diesen Aufwand sind 20% seiner 

Arbeitstätigkeit eingesetzt. Die Änderungen können dabei von ihm selbst 

vorgenommen werden und müssen nicht an den externen Partner weitergereicht 

werden. 

Hinsichtlich der angebotenen ePS wird bei deren Bestellung eine eMail ausgelöst, 

welche an die Gemeindekanzlei gelangt und von dort aus an die zuständige Person 
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weitergeleitet wird. Zur Abarbeitung werden die eingegangen eMails ausgedruckt, 

dann in die Fachanwendung Nest übertragen und von dort aus weiterbearbeitet. 

Bei allenfalls erforderlichen Unterschriften durch den Gemeindeschreiber (z.B. bei 

Handlungsfähigkeitszeugnis) werden die Papiere intern weitergeleitet und dann 

auf dem Postwege versandt. Durch den Ausdruck auf Papier erfolgt die 

Entkopplung vom elektronischen Zugangsweg zu den öffentlichen Leistungen, die 

interne Bearbeitung erfolgt daher unabhängig davon, ob die Bestellung der 

Leistung elektronisch oder über einen anderen Kommunikationskanal 

eingegangen ist. Die Ablauforganisation hat sich aufgrund der ePS nicht 

verändert. Eine Prozessanalyse steht zwar in Ebikon kurz bevor, allerdings steht 

diese nicht im Zusammenhang mit dem ePS. Letztlich sind auch in Ebikon keine 

Veränderungen in der Aufbauorganisation feststellbar. 

Eine geringfügige Effizienzsteigerung wird bei den ePS allerdings bei der 

Kommunikation zwischen Kunde und Verwaltung erreicht. So werden die zur 

Leistungserstellung relevanten Informationen über die vordefinierten 

Eingabemasken der Formulare in optimaler Weise bereitgestellt. Die 

Kommunikation zwischen Kunden und Verwaltung wird auf ein Minimum 

reduziert. 

Als Grund für die ausgebliebene Auswirkung auf die Verwaltungsorganisation 

wurde im wesentlichen auf die einfachen Erstellungsprozesse der abgegebenen 

Leistungen verwiesen. So lassen sich alle angebotenen ePS innerhalb einer relativ 

kurzen Zeitspanne von 10-15 Minuten durch eine Person erstellen. Da direkte 

Schnittstellen von der Website zu den internen Fachanwendungen, insbesondere 

zur Standardsoftware Nest, nicht gegeben sind, sieht die Gemeindeverwaltung 

kein Optimierungspotential hinsichtlich der Ablauforganisation. Die kurze Zeit seit 

dem Angebot der ePS lassen noch keine klaren Schlüsse über die Nutzung der ePS 

zu, bisher wurden pro Monat jeweils ca. 15 ePS nachgefragt. Nach Angaben des 

Stadtschreibers beläuft sich die Nachfrage nach ePS auf einem niedrigen Niveau, 

welches  unter einem Prozent der Gesamtnachfrage der abgegebenen öffentlichen 

Leistungen liegt. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese muss verworfen werden. Durch die ePS gab 

es Auswirkungen auf die Ablauforganisation (Gemeindekanzlei als 

Zwischenschritt bei der Bearbeitung), jedoch nicht in der gewünschten Form. 

                                                 

188 http://www.nest.ch (25.03.01) 
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5.3.4 Hypothese zur Wirkungsorientierten Verwaltungsführung 

Die „best practice“-Städte kennen NPM, bzw. die wirkungsorientierte 

Verwaltungsführung und/oder unternehmen Schritte in diese Richtung. 

Der Begriff der Kundenorientierung ist in der Gemeinde bis anhin nicht ein 

festgeschriebenes Ziel der Strategie oder dem Leitbild. Es wurden in diesem Sinne 

keine Anstrengungen unternommen, die Kundenbedürfnisse mittels Umfragen zu 

ermitteln. 

Die Gemeindeverwaltung Ebikon unterzieht sich zurzeit einer 

Verwaltungsanalyse. Grund für diese Analyse bildet ein neues Gemeindehaus und 

damit einhergehend die räumliche Zusammenlegung der Gemeindeverwaltung. 

Ausgangspunkt zur Verwaltungsanalyse bildete demgegenüber weder die Absicht 

die Wirkungsorientierte Verwaltungsführung einzuführen noch die Aktivitäten im 

Internetbereich. Es besteht denn auch keine Absicht der Gemeindeverwaltung die 

Wirkungsorientierte Verwaltungsführung zu implementieren. Als Gründe wurden 

insbesondere der Implementierungsaufwand und die internen Widerstände in der 

Gemeindeverwaltung genannt. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese muss für Ebikon klar verworfen werden. 

Weder ist der Begriff der Kundenorientierung in der Verwaltung verankert, noch 

bestehen Pläne Ansätze des NPMs umzusetzen. 

5.4 Opfikon 

Die zurzeit 11557 Einwohner zählende Stadt Opfikon befindet sich in 

unmittelbarer Nähe des Flughafens Unique in Kloten. Die politische Gemeinde 

Opfikon-Glattbrugg besitzt als legislatives Organ den Gemeinderat in der Gestalt 

eines Stadtparlamentes von 36 Mitgliedern und als exekutives Organ den Stadtrat. 

In der gesamten Stadtverwaltung arbeiten zurzeit 180 Mitarbeiter, aufgeteilt auf 9 

Abteilungen. 

Der Informatikbereich besteht aus 2 Mitarbeitern. Hauptaufgaben sind die 

Leistung von Support zu Fachanwendungen und die Betreuung und Koordination 

von Informatikprojekten. Bei grösseren Projekten wird zur Umsetzung auf externe 

Partner zurückgegriffen.  

Für Interviews wurden in der Stadt Opfikon Stadtschreiber Hansruedi Bauer, 

Informatikleiter Jörg Zeindler sowie der Leiter der Einwohnerkontrolle Herr Roger 

Würsch angefragt. Das Interview dauerte bei Herr Bauer 45 Minuten, bei Herr 

Zeindler 90 Minuten und bei Herr Würsch 25 Minuten. 
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5.4.1 Strategie 

5.4.1.1 Hypothese zur Projektleitung 

Projekte zum Angebot der ePS sind zurückzuführen auf die Initiative der 

Verwaltungsführung und/oder stehen unter deren Leitung. 

Die Initiative zur Erstellung einer Website wie auch zum Angebot von ePS ging 

vom Stadtrat sowie von Stadtschreiber Bauer aus. Zum Projektbeginn wurde 1997 

zunächst eine Arbeitsgruppe aus verschiedenen Verwaltungsteilen gebildet. 

Mitglieder dieses Teams waren der Stadtschreiber und dessen Stellvertreter, der 

Informatikleiter und dessen Stellvertreter sowie der Leiter der Einwohnerkontrolle. 

Ziel der Arbeitsgruppe war dem Medium Internet entsprechend durch ein 

pragmatisches Vorgehen möglichst rasch eine Website zu erstellen, aber dennoch 

einige konzeptionelle Überlegungen zu berücksichtigen. Innerhalb eines 

Zeitraumes von 6 Monten wurde ein Grobkonzept entworfen und die Website 

durch den externen Partner Transmission IS erstellt. Auf Initiative des 

Stadtschreibers wurde im September 2000 der bestehenden Website der 

Onlineschalter hinzugefügt. Seitens des Stadtschreibers bestand die dezidierte 

Aussage, dass das Internet keine reine Informatikangelegenheit sei und daher von 

der Verwaltungsführung anzugehen sei. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese darf für Opfikon angenommen werden. Der 

Stadtschreiber ergriff bei dem Projekt die Initiative und zeichnete massgeblich 

verantwortlich für die Umsetzung. 

5.4.1.2 Hypothese zur Strategie 

Es besteht eine umfassende Strategie und Vision der Verwaltung hinsichtlich dem 

Einsatz der Informatik und des Internets. 

Zielsetzung bei der Erstellung der Website der Stadtverwaltung war es, der Rolle 

einer modernen Verwaltung gerecht zu werden, und eine Vorreiterrolle zu 

übernehmen. Weiter bildeten das Stadtmarketing und das Image der Stadt 

Opfikon zentrale Gründe. Dieselben Impulse waren auch bei der Schaffung eines 

Onlineschalters massgebend. Speziell hervorgehoben wurden auch die geringeren 

Kosten beim Informationsangebot der Stadt, gegenüber CHF 300'000 für das 

Amtsblatt schlägt die Website mit nur gerade CHF 15'000 pro Jahr zu Buche. 

Eine Strategie oder ein Konzept wurde bei der Gestaltung der Website nur in 

groben Zügen erarbeitet, da ein unkompliziertes und vor allem rasches Vorgehen 

angestrebt wurde. In diesem Sinne wurden denn auch anstehende Erweiterungen 
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kurzfristig in die Website eingebunden. Änderungen und Erweiterungen werden 

durch die fortbestehende Arbeitsgruppe Internet angegangen. Es besteht bei der 

Gemeinde Opfikon keine schriftlich fixierte Strategie. Durch Eigeninitiative und 

die Motivation der Mitarbeiter der Verwaltung findet jedoch eine fortwährende 

Entwicklung des Webangebotes statt. 

Opfikon verfügt über keine ausgearbeitete Informatikstrategie in schriftlicher 

Form. Neue Anforderung und Problemstellungen im Informatikbereich werden 

daher kurzfristig und situationsbedingt angegangen. Im Hinblick auf die 

Aktualisierung der bestehenden Software ist allerdings geplant, im Jahre 2002 

einen externen Berater beizuziehen und eine Informatikstrategie zu formulieren. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese muss eindeutig abgelehnt werden. Es besteht 

weder eine festgelegte Internetstrategie noch eine strategische Ausrichtung der 

Informatik. 

5.4.2 Potential: Hypothese zur Technik und Infrastruktur 

Mit dem Angebot der ePS wird nur die externe Kommunikation modernisiert. 

Eine Integration der internen und externen Informatiksysteme findet jedoch 

nicht statt. 

Die Website der Stadt Opfikon wurde von einem externen Partner realisiert. Fallen 

Änderungen oder Aktualisierungen an, so werden diese an den Partner gesendet, 

welche die notwendigen Anpassungen an der Website vornimmt. 

Die Stadtverwaltung verfügt über 90 Rechner, welche elektronisch vernetzt sind. 

Ein Grossteil der Fachanwendungen bauen auf dem Softwaresystem NCR der 

Firma Gemeinde Informatik AG auf. Die Software ist modulartig aufgebaut und 

umschliesst im Falle Opfikons die Module Einwohnerkontrolle, Adressverwaltung, 

Steuern, Finanzbuchhaltung sowie Gebäude und Liegenschaften. Das System 

besteht mit geringfügigen Modifikationen seit dem Jahre 1988 und unterliegt 

daher gewissen Einschränkungen bezüglich der Interaktion zwischen den 

einzelnen Programmmodulen. Schnittstellen bestehen beispielsweise nur zwischen 

der Adressverwaltung, Einwohnerkontrolle und dem Modul für Steuern und von 

diesen zur Microsoft Office Software. Die übrigen Softwaremodule weisen 

untereinander und gegen aussen keine Schnittstellen auf. Neben dem 

Softwarepaket NCR finden sich in der Stadtverwaltung zahlreiche weitere 

Fachapplikationen, welche untereinander ebenfalls nicht über Schnittstellen 

verfügen. Aufgrund des Alters der verwendeten Software wird zurzeit ein Projekt 

zur Anschaffung neuer Softwarelösungen lanciert. 



Interviews und Analyse Seite 57  

Zum Zeitpunkt der Befragung waren für die verschiedenen Verwaltungsbereiche 

jeweils eMail-Adressen vorhanden, die Mitarbeiter verfügten jedoch noch nicht 

über individuelle Adressen. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese muss angenommen werden. Eine Integration 

der internen und externen Informatiksysteme ist aufgrund des älteren 

Softwaresystems technisch nicht möglich. 

5.4.3 Struktur: Hypothese zu Auswirkungen auf die 
Verwaltungsorganisation 

Das Angebot der ePS hat zu signifikanten Auswirkungen in der Ablauf- und 

Aufbauorganisation der Verwaltung geführt 

Die Bereitstellung und Produktion der Informationen für die Website umfasst in 

Opfikon ca. 3-5 Stunden pro Woche. Änderungen werden zentral an die 

zuständige Person in der Stadtverwaltung abgegeben und dann elektronisch an 

den externen Webmaster versandt. Die Aktualisierung wird bis anhin in 

bestehenden Aufgabenbereichen abgewickelt. Mittelfristig könnte der steigende 

Aktualisierungsaufwand der Website jedoch die Anstellung professioneller 

Webredakteure mit sich bringen. 

Die Fragestellung der Auswirkungen elektronischer Transaktionen auf die 

Verwaltungsorganisation wird anhand eines Bestellablaufes angegangen. Bei der 

Bestellung eines ePS wird von der Website zunächst eine eMail generiert, welche 

an den betroffenen Verwaltungsbereich gelangt. Wird beispielsweise ein 

Heimatausweis nachgefragt, so wird die Bestellung auf Papier ausgedruckt und 

den zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern übergeben. Dort erfolgt dann 

die Bearbeitung und der Versand der Schriftstücke. Die Beschreibung des 

Bestellvorganges verdeutlicht, dass durch die ePS im internen Prozessablauf der 

Erstellung öffentlicher Leistungen keine Veränderung festzustellen ist. Aufgrund 

der als sehr einfach beurteilten Abläufe wurden auch keine Prozessanalysen zur 

Optimierung der Ablauforganisation durchgeführt. Die Aufgabenbereiche der 

Mitarbeiter haben sich durch das Angebot der ePS ebenso wenig verändert wie die 

Aufbauorganisation der Verwaltung. 

Bei der Nachfrage nach den Gründen der ausgebliebenen Auswirkungen wurde 

vor allem auf die Anzahl der eingehenden Bestellungen über den Onlineschalter 

verwiesen. Seit dessen Einrichtung im September 2000 sind bis im März 2001 

gerade 25 elektronische Bestellungen eingegangen. Demgegenüber bewegt sich der 

Gesamtbedarf an Schriftstücken dieser Art zwischen 30 bis 50 pro Tag. Die 

elektronische Nachfrage beträgt daher weniger als ein Prozent der 
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Gesamtnachfrage. Der Grund für diese geringe Nachfrage wird vor allem in der 

Art und Weise der erbrachten Leistungen, und damit zusammenhängend den 

Erwartungen der Kunden gesehen. Da die angebotenen Leistungen vor allem 

hoheitliche Aufgabenbereiche betreffen, vermutet die Stadtverwaltung, dass sich 

die Kunden der Verwaltung allein aufgrund dessen an traditionelle Zugangskanäle 

halten. In diesem Sinne wird auf das fehlende Bewusstsein der Bürger, aber auch 

auf ein Imageproblem der Verwaltung verwiesen. Der Onlineschalter wird daher 

zum aktuellen Zeitpunkt eher als Misserfolg gewertet. 

Allerdings wurde darauf hingewiesen, dass sich die Lage bereits in naher Zukunft 

ändern könnte, wenn die rechtlichen Rahmenbedingungen für die digitale 

Signatur geschaffen sind und die Möglichkeit besteht, die Steuererklärung 

elektronisch einzureichen. Die grosse Anzahl der Steuererklärungen und die 

jährliche Wiederholung der Transaktionen könnte dann sehr schnell zu starken 

Auswirkungen auf die Verwaltungsorganisation im Bereich Management, 

Bearbeitung und Verrechnung führen. Das Potential der elektronischen 

Steuererklärung wird aber seitens der Stadtverwaltung noch als weitergehend 

erachtet. Die elektronische Abwicklung der Steuererklärung könnte das 

Bewusstsein der Bürger und das Image der Verwaltung insgesamt verändern, auf 

die restlichen elektronischen Leistungen der Verwaltung abstrahlen und so deren 

elektronische Nachfrage ebenfalls steigern. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese muss abgelehnt werden. Dies ergibt sich 

bereits daraus, da pro Abteilung nur eine eMail-Adresse besteht. Alle eMails 

werden ausgedruckt, was zu einem Medienbruch führt. Somit wird die Informatik 

an die bestehende Ablauforganisation angepasst und nicht umgekehrt. 

5.4.4 Hypothese zur Wirkungsorientierten Verwaltungsführung 

Die „best practice“-Städte kennen NPM, bzw. die Wirkungsorientierte 

Verwaltungsführung und/oder unternehmen Schritte in diese Richtung. 

Die Stadtverwaltung Opfikon hat zur Ermittlung der Bedürfnisse der Kunden 

bereits Umfragen durchgeführt. Die Kundenorientierung bildet auch einen 

zentralen Baustein in der Unternehmenskultur. Stadtschreiber Bauer betonte die 

Bedeutung der Unternehmenskultur auch im Zusammenhang mit der 

Verwaltungsmodernisierung und verwies auf die Unternehmenskulturanalyse, 

welcher sich die Stadtverwaltung Opfikon unterzogen hat. 

Die Wirkungsorientierte Verwaltungsführung wird zurzeit in 3 Pilotprojekten der 

Stadtverwaltung erprobt, welche 1990 gestartet wurden. Diese umfassen die 

städtische Bibliothek, das Hallenbad und das Alterszentrum. Keiner dieser Bereiche 
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bietet über den Onlineschalter ePS an. Insbesondere die Trennung der 

strategischen und operativen Bereiche, die Wirkungs- und Outputorientierung, die 

Verwaltungskultur mit vermehrter Eigenverantwortung und die Führung über 

Ziele erachtet Stadtschreiber Bauer dabei als zentrale Punkte. Kritisch angemerkt 

wurde hinsichtlich des NPM allerdings die zusätzlich anfallenden Kosten vor allem 

im Bereiche des Controllings. Zurzeit besteht in Opfikon daher nicht die Absicht 

die Wirkungsorientierte Verwaltungsführung flächendeckend einzuführen. 

Schlussfolgerung: Obwohl einige Pilotprojekte zum NPM bestehen, kann nicht 

von weiterführenden Schritten in diese Richtung gesprochen werden, da eine 

flächendeckende Einführung des NPM eindeutig nicht geplant ist. Die Hypothese 

muss daher vorwerfen werden. 

5.5 Adliswil 

Adliswil zählt zurzeit 15379 Einwohner. Die Verwaltung der Stadt gliedert sich 

organisatorisch in 9 Ressorts, in welchen insgesamt ca. 250 Mitarbeiter tätig sind. 

Der Informatikbereich der Stadtverwaltung besteht aus 3 Mitarbeitern, welcher als 

Querschnittsfunktion in die Verwaltungsorganisation eingebunden ist. Zu den 

Aufgabenbereichen gehört die Leistung von Support für Anwendungen, Schulung 

der Verwaltungsmitarbeiter sowie die Betreuung und Koordination von 

Informatikprojekten. Externe Partner werden bei Bedarf und nach Umfang der 

anstehenden Projekte hinzugezogen. 

Interviewpartner in der Stadt Adliswil waren der Stadtschreiber Bruno Äbischer 

und der Informatikverantwortliche Werner Holdener. Das Interview mit Herrn 

Äbischer dauert 50 Minuten, jenes mit Herrn Holdener dauerte 80 Minuten. 

5.5.1 Strategie 

5.5.1.1 Hypothese zur Projektleitung 

Projekte zum Angebot der ePS sind zurückzuführen auf die Initiative der 

Verwaltungsführung und/oder stehen unter deren Leitung. 

Stadtschreiber Äbischer zeichnete im Jahre 1997 für die Erstellung einer Website 

der Stadt Adliswil verantwortlich. Bereits ein halbes Jahr später erfolgte ein 

Redesign der bestehenden Website und im März 1998 wurde eine verbesserte 

Version der Website einschliesslich eines Onlineschalters bereitgestellt. 
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Bei der Ausarbeitung des Konzeptes für die Website und den Onlineschalter waren 

sämtliche Bereiche der Verwaltung involviert um ein möglichst umfangreiches 

Angebot von ePS bereitzustellen. Eine engere Arbeitsgruppe bestand aus dem 

Stadtschreiber, dem Informatikverantwortlichen und Mitarbeitern der Bereiche 

Einwohnerkontrolle und Steueramt. Die Aufgabe des Informatikbereiches lag in 

dieser Projektphase vor allem in der Beratung hinsichtlich technischer 

Möglichkeiten sowie Kosten- und Nutzenüberlegungen. Seit der Erstellung der 

Website und des Angebotes an ePS hängt die Aktualisierung von Inhalten von der 

Initiative des Informatikbereiches und des Stadtschreibers ab, welche auch 

regelmässig ergriffen wird. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese wird aufgrund der Erläuterungen 

angenommen. 

5.5.1.2 Hypothese zur Strategie 

Es besteht eine umfassende Strategie und Vision der Verwaltung hinsichtlich dem 

Einsatz der Informatik und des Internets. 

Die erste Webpräsenz der Stadt Adliswil aus dem Jahre 1997 war ausschliesslich 

auf das Standortmarketing und die Gewinnung von externen Investoren und 

Unternehmen fokussiert. Das geringe Echo auf dieses Projekt bewegte die 

Stadtverwaltung dann 1998 dazu, die Internetstrategie zu ändern und ein Konzept 

in Zusammenarbeit mit einer Marketingfirma zu erarbeiten. In erster Linie 

wurden dabei die Bürger der Stadt und in zweiter Linie die Unternehmen als 

Zielgruppen definiert. Bei der Konzeption der Website wurde besonderer Wert auf 

interaktive Leistungen der Verwaltung gelegt. Ergebnis des Konzeptes war die 

Erstellung einer überarbeiteten Website und eines Online-Schalters im März 1998. 

Die im Vergleich hohen Gesamtkosten des Projektes beliefen sich insgesamt auf 

CHF 160'000 und entstanden insbesondere aufgrund des Kaufes von Hardware 

und Software. Für die Weiterentwicklung der Website und des Onlineschalters ist 

die Bildung einer Arbeitsgruppe geplant, bislang aber noch nicht erfolgt. 

Die Informatikstrategie der Stadt Adliswil enthält neben einem Leitbild auch 

umfangreiche Richtlinien und Zielsetzungen. In technischer Hinsicht sind vor 

allem die Zentralisierung der Datenbestände und die Verwendung von 

Technologien mit offenen Standards zu erwähnen, welche herstellerbedingte 

Abhängigkeiten vermeiden. Darüber hinaus haben auch Aspekte der 

Kundenorientierung, der Wirtschaftlichkeit und des Informatikwissens in der 

Strategie Platz gefunden. Als Beispiel für die Umsetzung der Strategie wurde die 

Ausbildung des Verwaltungspersonals genauer betrachtet. Alle Mitarbeiterinnen 
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und Mitarbeiter der Stadtverwaltung erhalten eine Grundschulung in den 

grundlegenden Büroapplikationen (Microsoft Office Palette). Bei den 

Fachapplikationen wird auf eine generelle Schulung verzichtet, die 

Anwendungskompetenz ergibt sich bei diesen Softwareprodukten durch das 

Lernen on-the-job und wird allenfalls durch Support aus dem Informatikbereich 

unterstützt. 

Schlussfolgerung: Adliswil verfügt über eine Internetstrategie und eine 

Informatikstrategie. Daher kann die Hypothese eindeutig angenommen werden. 

5.5.2 Potential: Hypothese zu Technik und Infrastruktur 

Mit dem Angebot der ePS wird nur die externe Kommunikation modernisiert. 

Eine Integration der internen und externen Informatiksysteme findet jedoch 

nicht statt. 

Die Stadtverwaltung verfügt über 110 Arbeitsplätze mit PCs, welche alle 

elektronisch vernetzt sind. Alle Rechner verfügen über Zugang zum Internet und 

den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind eigene eMail-Adressen zugeordnet. 

Hinsichtlich der Software wird bei den grundlegenden Büroanwendungen auf die 

Microsoft Office Produkte zurückgegriffen. Als zentrale Fachanwendung wird das 

Softwareprodukt Nest189 eingesetzt. Neben der Standardsoftware sind noch ca. 50 

weitere kleinere Fachwendungen im Einsatz. Schnittstellen zwischen diesen 

Fachprogrammen untereinander und auch zur Standardsoftware Nest bestehen 

jedoch nicht. 

Workflowsysteme zur elektronischen Abbildung und Unterstützung von Prozessen 

standen in Adliswil zur Diskussion, wurden aber letztlich aufgrund von Kosten-

Nutzen Abwägungen nicht angeschafft. Hauptargument war, dass nur wenige 

sehr komplizierte Prozesse in der Verwaltung bestehen, welche die Anschaffung 

eines Workflowsystemes rechtfertigen würden. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese muss angenommen werden. Obwohl die 

internen Informatiksysteme durch die Systemlösung Nest weitgehend integriert 

wurden, ist die Website nicht in die Gesamtinfrastruktur der Informatik 

eingegliedert worden. 

                                                 
189 siehe Kapitel 5.3.2  
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5.5.3 Struktur: Hypothese zu Auswirkungen auf die 
Verwaltungsorganisation 

Das Angebot der ePS hat zu signifikanten Auswirkungen in der Ablauf- und 

Aufbauorganisation der Verwaltung geführt 

Die Aktualisierung der Website wird in Adliswil von den einzelnen 

Verwaltungsbereichen in Eigenregie betrieben, wobei der Stadtschreiber und der 

Informatikbereich dafür Sorge tragen, dass Aktualisierungen auch vorgenommen 

werden. Der Aufwand zur Produktion der Informationen beläuft sich auf einige 

wenige Stellenprozente pro Verwaltungsbereich und wird daher innerhalb der 

bestehenden Organisation aufgefangen. Insgesamt ergibt sich nach Angaben des 

Informatikbereiches ein Gesamtaufwand von ca. 50 Stellenprozenten. Es haben 

daher auch Überlegungen stattgefunden einen professionellen Webredakteur 

einzustellen, bis anhin ist es dazu allerdings nicht gekommen. 

Die Bestellung eines ePS löst den Versand einer eMail aus. Adressaten sind dabei 

direkt die zuständigen Personen. Die Bestellungen werden sodann ausgedruckt 

oder in einigen Fällen elektronisch abgelegt und nach den Öffnungszeiten in 

einem Stapelverfahren abgearbeitet. In diesem Sinne werden elektronische 

Bestellungen intern in unveränderten Abläufen bearbeitet. Die einzelnen Prozesse 

wurden in Adliswil zwar bereits analysiert und optimiert, Gründe hierfür waren 

allerdings im wesentlichen die Abgänge von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

und nicht das Potential der IKT oder ePS. Aufgabenbereiche der 

Verwaltungsangestellten haben sich nicht verändert, auch wurde die 

Aufbauorganisation nicht angepasst. Die Möglichkeit ePS direkt über Kreditkarte 

zu bezahlen brachten keine Änderungen in der Verwaltungsorganisation mit sich. 

Die Bezahlung wird nicht über eine direkte Kreditkartenabrechnung abgewickelt, 

es wird vielmehr ein Check bereitgelegt mit der Kreditkartennummer des 

Leistungsempfängers. Eine elektronische Abwicklung der Bezahlung erfolgt nicht. 

Die geringe Anzahl der elektronischen Bestellungen von ePS wird im Falle von 

Adliswil als Begründung für die ausgebliebene Auswirkung auf die 

Verwaltungsorganisation angesehen. So gehen pro Monat ca. 20 elektronische 

Bestellungen am Onlineschalter ein, demgegenüber werden am realen Schalter ca. 

1000 Schriftstücke bearbeitet. Obwohl eine geringe Zunahme in der Nachfrage 

auszumachen ist, bewegt sich diese mit ca. 1-2 Prozent der Transaktionsfälle auf 

einem zu tiefen Niveau, um wirklich Auswirkungen auf die 

Verwaltungsorganisation zu zeitigen. 

Schlussfolgerung: Die Ablauforganisation wurde mit der Einführung der ePS 

nur marginal verändert. Durch die eMails wird den Kundinnen und Kunden ein 



Interviews und Analyse Seite 63 

direkter Zugang zu den entsprechenden Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern 

gewährleistet, dies ist allerdings die einzige Veränderung in der 

Ablauforganisation. Die Hypothese wird daher abgelehnt. 

5.5.4 Hypothese zur Wirkungsorientierten Verwaltungsführung 

Die „best practice“-Städte kennen NPM, bzw. die wirkungsorientierte 

Verwaltungsführung und/oder unternehmen Schritte in diese Richtung. 

Die Kundenorientierung ist in der Stadt Adliswil ausdrücklich als Ziel im Leitbild 

der Stadt festgehalten. Die definierten Kundengruppen der Stadt Adliswil umfassen 

bestehende und potentielle Bürger, ansässige und potentielle Unternehmen und 

letztlich auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung. 

Befragungen wurden bislang einmal eingesetzt zur Ermittlung der 

Kundenbedürfnisse im Hinblick auf die Öffnungszeiten der Verwaltung. In 

Zukunft sollen Umfragen aber vermehrt bei der Beurteilung des Umfanges und 

der Qualität der öffentlichen Leistungen zum Einsatz gelangen. 

Die Stadtverwaltung gliedert sich organisatorisch in 7 Ressorts mit ca. 40 

einzelnen Abteilungen. 1997 wurden in 7 Abteilungen Versuchsprojekte mit der 

Wirkungsorientierten Verwaltungsführung gestartet und seit nunmehr 2 Jahren 

werden diese Abteilungen vom Stadtrat durch Globalbudget geführt. Die 

Versuchsprojekte haben eine Laufzeit bis ins Jahr 2003, danach soll eine 

Evaluation der Projekte die Grundlage zur Entscheidung über die flächendeckende 

Implementierung der Wirkungsorientierten Verwaltungsführung in der 

Stadtverwaltung Adliswil bieten. Zwischen den Projekten der Wirkungsorientierten 

Verwaltungsführung und den Aktivitäten im Bereich Internet sieht die 

Stadtverwaltung jedoch keinen Zusammenhang. 

Schlussfolgerung: Die Hypothese zur Wirkungsorientierten 

Verwaltungsführung darf angenommen werden. Bereits seit einigen Jahren 

bestehen umfangreiche Projekte zur Wirkungsorientierten Verwaltungsführung, 

die flächendeckende Implementierung ist für das Jahr 2003 geplant. 
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6 Schlussfolgerungen und Ausblick 

6.1 Strategie 

Die in Kapitel 4.4.2.1 aufgestellte Hypothese zur Rolle der Verwaltungsführung 

beim Angebot der ePS hat sich bestätigt. So ist das Angebot der ePS in allen 

untersuchten Städten auf die Initiative der Verwaltungsführung zurückzuführen. 

In drei der vier Gemeinden ist dies direkt der Fall, indem der Stadtschreiber 

persönlich engagiert ist, im Falle Ebikons wurde diese Aufgabe an den 

Informationsverantwortlichen delegiert. 

Die strategischen Ziele der Internetpräsenz wurden bei zwei Städten mittels 

externer Partner ausgearbeitet (Adliswil, Ebikon), bei den anderen beiden 

untersuchten Städten liegen demgegenüber nur vage und nicht explizit formulierte 

Zielsetzungen vor. Hauptziele beim Internetangebot der Gemeinden bildeten das 

Standortmarketing und das Image der Stadt. Diese Ziele wurden bei allen Städten 

zuerst genannt. Im Hinblick auf das Angebot öffentlicher Leistungen über den 

Onlineschalter lagen die ausschlaggebenden Gründe eindeutig im externen 

Bereich. Die Ausdehnung der Öffnungszeiten, der direkte Zugang zu den 

öffentlichen Leistungen, sowie die Schaffung eines elektronischen Zugangskanals 

zur Verwaltung waren die Gründe für das Angebot der ePS. Eindeutig nicht 

ausschlaggebend waren demgegenüber interne Faktoren. Der Onlineschalter 

wurde nicht erstellt, um eine Rationalisierung und Kostenreduktion der internen 

Abläufe zu erreichen. Erst langfristig taucht diese Zielsetzung im Internetkonzept 

der Stadt Adliswil auf. Bei den übrigen Städten wurde jedoch mit dem 

Onlineschalter nicht interne Optimierungen der Ablauforganisation angestrebt. 

Zwei der vier untersuchten Städte (Bülach, Ebikon) verfügen nicht über eine 

interne Informatikabteilung und greifen bei Informatikarbeiten auf externe 

Partner zurück. Eine Informatikstrategie hat nur Adliswil definiert, diese 

klammert jedoch das Internet weitgehend aus den Überlegungen aus. In Bülach 

schliesslich wurde eine Informatikstrategie mit einem externen Partner erarbeitet, 

dem Internet wird jedoch nur mittelfristig Beachtung geschenkt. 

Letztlich zeigt sich, dass sowohl bei der Zielsetzung des Internetauftrittes der 

Städte als auch im Informatikkonzept im internen Bereich dem Internet keine 

prägende Rolle eingeräumt wird. Das Internet wird primär als aussengerichtetes 

Medium angesehen, Stadtmarketing und Image sind dabei die treibenden 

Faktoren. 
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Die Hypothese zur Strategie der Verwaltungsführung im Bezug auf das Internet 

und die Informatik lautete: Es besteht eine umfassende Strategie und Vision der 

Verwaltung hinsichtlich dem Einsatz der Informatik und des Internets. Die 

Hypothese hat sich bestätigt hinsichtlich des Einsatzes der Internetpräsenz, aber 

die untersuchten Städte verfügen nicht über eine umfassende und innengerichtete 

Strategie hinsichtlich des ePS. Diese Ergebnisse decken sich weitgehend mit einer 

vom Bundesamtes für Kommunikation in Auftrag gegebenen Studie. Bei der 

repräsentativen Erhebung gaben lediglich 9% der 153 befragten Gemeinden an, 

strategische Konzeptionen im Bereich eGovernment angestellt zu haben190. 

Im Einflussbereich der Strategie ergibt sich somit, dass die Internetaktivitäten als 

Angelegenheit der Verwaltungsführung gehandhabt werden. Im Hinblick auf 

Auswirkungen der ePS auf die Verwaltungsorganisation ergibt sich allerdings, dass 

die strategische Ausrichtung der Aktivitäten im Internet wie auch der internen 

Informatik nicht gegeben ist, um die tatsächliche Anpassung der 

Verwaltungsorganisation an die Möglichkeiten der IKT auch herbeizuführen. 

6.2 Potential IKT 

Alle untersuchten Städte verfügen über Rechner an den Büroarbeitsplätzen, 

ebenso ist bei allen Städten eine elektronische Vernetzung zwischen den Rechnern 

gegeben. Die elektronische Kommunikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

ist in allen Städten ausser Opfikon gegeben, bis anhin existieren dort nur eMail-

Adressen für die einzelnen Verwaltungsbereiche. Die elementaren Erfordernisse 

für die Ausschöpfung des Potentials durch die IKT sind somit gegeben191. 

Im Hinblick auf die Integration und Verknüpfung der einzelnen 

Fachanwendungen haben sich drei der vier Städte für integrierte 

Informationssysteme entscheiden. In Adliswil und Ebikon ist dies die 

Softwarelösung Nest, in Opfikon handelt es sich um das System NCR. Integrierte 

Informationssysteme bieten eine Vielzahl von Fachanwendungen aus einer Hand 

und gewährleisten damit die nahtlose Integration der internen 

Fachanwendungen. 

Die Website besteht bei allen untersuchten Städten losgelöst von der internen 

Informatikinfrastruktur. Dies begründet sich im zurzeit verfügbaren technischen 

Standard der Softwareprodukte und soll an dieser Stelle anhand des Beispiels einer 

Adressänderung illustriert werden. Bei den vier untersuchten Städten wird bei 

einer Adressänderung eine eMail versandt, welche an eine zentrale Stelle oder an 

                                                 
190 vgl. Studie Prognos, [2001], S. 11 
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die zuständige Person der Verwaltung gerichtet ist. Die Übermittlung der Daten 

per eMail stellt bereits einen Medienbruch dar, da die Auswertung der eMails 

manuell erfolgt, bzw. nicht durch den Computer eingelesen wird. Zudem werden 

die eMails oft auf Papier ausgeruckt, intern weitergegeben und dann abgearbeitet. 

Ein Mehraufwand und erhöhter Papierverbrauch ist oftmals die Folge. 

Die Vermeidung des Medienbruchs wird erst möglich, wenn die Kundinnen und 

Kunden direkten Zugriff auf ihre Daten erhalten und diese online ändern können. 

Der Bearbeitungsaufwand des Verwaltungspersonals reduziert sich in der Folge 

auf das Überprüfen und die Freigabe der Mutationen. Die rechtliche Grundlage für 

diesen Ablauf bildet allerdings die eindeutige Identifizierung des Benutzers, welche 

durch eine digitale Signatur sichergestellt werden muss. Die entsprechenden 

rechtlichen Grundlagen werden zurzeit in der Schweiz geschaffen192. Zum jetzigen 

Zeitpunkt bestehen bereits Prototypen, welche diese Prozesse elektronisch 

abbilden193. Die unterschiedlichen Abläufe werden in der nachfolgenden Abbildung 

illustriert: 
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Die aufgestellte Hypothese zur Technik und Infrastruktur lautete: Mit dem 

Angebot der ePS wird nur die externe Kommunikation modernisiert. Eine 

Integration der internen und externen Informatiksysteme findet jedoch nicht 

statt. Die Hypothese ist insofern zu verneinen, als mit den grösstenteils 

                                                 

191 siehe Kapitel 4.4.2.2  
192 v gl. Muralt Müller in Gisler/Spahni, [2000], S.7  
193 Interview mit Herr Buchegger der Firma Nest  
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verwendeten Softwarelösungen (Nest, NCR) durchaus eine Integration der IKT 

Systeme stattgefunden hat. Zu bejahen ist die Hypothese allerdings im Hinblick 

auf die Integration der Website in die interne Informatikinfrastruktur. Erst die 

Schaffung der rechtlichen Grundlagen, insbesondere im Hinblick auf die digitale 

Signatur, wird eine nahtlose Integration der Website in die verwaltungsinterne 

Informatikumgebung ermöglichen195. Dies wird die technische Grundlage bilden 

für verstärkte Auswirkungen auf die Ablauforganisation der Verwaltung. 

6.3 Auswirkungen auf die Verwaltungsorganisation 

Die Resultate der Untersuchung in den Bereichen der Strategie und des Potential 

legen den Schluss nahe, dass sich durch das Angebot der ePS keine signifikanten 

Veränderungen der Verwaltungsorganisation ergeben haben. 

Die zurzeit vorliegende technische Trennung der Website und der internen 

Informatikumgebung führt zu Medienbrüchen bei der Beanspruchung der ePS 

durch die Kundinnen und Kunden der Verwaltung. Intern werden die eingehenden 

Bestellungen von der Website daher entweder elektronisch zwischengespeichert 

oder ausgedruckt. Dies hat zur Folge, dass in allen untersuchten Städten die 

elektronischen Bestellungen öffentlicher Leistungen in die bestehenden Abläufe 

kanalisiert wurden. Veränderungen in der Ablauforganisationen bei der Erstellung 

der öffentlichen Leistungen durch die ePS haben sich daher grösstenteils nicht 

ergeben. Die Informatiklösungen werden weitgehend den bestehenden Abläufen 

angepasst. Aufgrund dessen ist auch die Aufbauorganisation in den untersuchten 

Städten unverändert geblieben. 

6.4 Wirkungsorientierte Verwaltungsführung 

Ausser Ebikon haben alle untersuchten Städte Schritte in Richtung des NPM 

unternommen. Allerdings beschränkt sich Opfikon auf eine partielle Einführung 

des NPM, Bülach und Adliswil hingegen planen eine vollständige 

Implementierung des NPM. 

Die in Kapitel 2.3.2 dargelegten Zusammenhänge zwischen NPM und 

eGovernment haben sich nur teilweise bewahrheitet. Lediglich 2 der untersuchten 

Städte (Adliswil und Bülach) bewegen sich in Richtung eines flächendeckenden 

NPM. Adliswil ist die einzige untersuchte Stadt, welche zurzeit eine vollständige 

interne Integration der ePS in die interne Informatikinfrastruktur plant. 

                                                 

194 Interview mit Herr Buchegger der Firma Nest  
195 Interview mit Herr Buchegger der Firma Nest  
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6.5 Schlusswort des Verfassers 

Die ermittelten Resultate sind m.E. leider ernüchternd ausgefallen. Der Verfasser 

ist sich bewusst, dass die vorliegende Untersuchung nicht repräsentativ für die 

gesamte Schweiz ist. Allerdings muss wohl aufgrund des bewussten „best 

practice“-Vergleiches angenommen werden, dass sich die obengenannten 

Merkmale auch in den meisten anderen Gemeinden wiederfinden. 

Die ausgewählten „best pratice“-Städte zeigen mit Ausnahme von Adliswil nur 

geringe Ansätze zu einer vollständigen Implementierung der electronic Public 

Services, in dem Sinne, dass eine wirkliche Veränderung und damit effizientere 

Gestaltung der Ablauforganisation stattfindet. Die vorgegebenen Strukturen 

werden nicht verändert, vielmehr werden die neuen Instrumente (IKT) den 

bestehenden Strukturen angepasst. Diese zeigte sich auch in den geführten 

Interviews. Es wurde oft deutlich, dass Organisationsveränderungen aufgrund der 

ePS gar nicht in Betracht gezogen wurden. So mussten Beispiele genannt werden, 

um Auswirkungen auf die Verwaltungsorganisation genauer zu erläutern und die 

Fragestellung verständlich zu machen. 

Aufgrund der Zielsetzungen der Internetprojekte entstand der Eindruck, dass die 

Aktivitäten im Internetbereich hauptsächlich aufgrund des branchenweiten 

Trends durchgeführt werden. Eine vollständige Umsetzung der m.E. grossen 

Potentiale wird noch nicht angestrebt. Allerdings muss wohl berücksichtigt 

werden, dass die Entwicklung der IKT im öffentlichen Sektor im Vergleich zur 

Privatwirtschaft noch nicht auf dem selben Stand ist. Somit darf trotz der doch 

ernüchternden Resultate angenommen werden, dass die Potentiale der IKT und 

der ePS in Zukunft zu wesentlicheren Auswirkungen führen werden. In diesem 

Sinne behält das Eingangszitat von CASSTELS in einem erweiterten Zeithorizont 

seine Gültigkeit. 
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Anhang 1: Liste Deutschschweizer Städte mit mehr als 
10'000 Einwohnern 

Stadt  Ständige Wohnbevölker -
ung am Jahresende 
1999 

Website 

Zürich 336822 http://www.stadt -zuerich.ch/ 

Basel 1 6 6 6 7 8 http://www.bs.ch/ 

Bern 122686 http://www.bern.ch/ 

Winterthur 88013 http://www.winterthur.ch/ 

St.Gallen  69769 http://www.stadt -st-gallen.ch 

Luzern 57029 http://www.stadtluzern.ch/ 

Biel/Bienne 48820 http://www.biel.ch/ 

Thun 39956  http://www.thun.ch/ 

Köniz 37299 Keine Website 

Schaffhausen  33461  http://www.stadt -schaffhausen.ch/ 

Chur 31185 Keine Website 

Uster 2 7 7 9 6  http://www.stadt -uster.ch/ 

Emmen  26632 http://www.emmen.ch/ 

Kriens 2 4 2 1 2 http://www.kriens.ch/ 

Zug 22463 http://www.stadtzug.ch/ 

Dübendorf 21757  http://www.duebendorf.ch/ 

Frauenfeld 21393  http://www.frauenfeld.ch/ 

Dietikon 20655 http://www.dietikon.ch/ 

Riehen 20579 http://www.riehen.ch/ 

Wädenswil 19085 http://www.waedenswil.ch/ 

Baar 18751  http://www.baar.ch/ 

Allschwil 18386 http://www.allschwil.ch/ 

Reinach (BL)  1 7 9 7 4 http://www.reinach-bl.ch/ 

Kreuzlingen  17648 http://www.kreuzlingen.ch/ 

Wetzikon (ZH) 1 7 6 4 3  http://www.wetzikon.ch/ 

Wettingen  17599 http://www.wettingen.ch/ 

Horgen 16865 http://www.horgen.ch/ 

Muttenz 1 6 7 4 0 http://www.muttenz.ch/ 

Gossau (SG) 16624 http://www.gossau.ch/ 

Olten 16564 http://www.olten.ch/ 

Jona 1 6 3 9 0 http://www.jona.ch/ 

Kloten 1 6 2 7 6 http://www.kloten.ch/ 

Wil (SG) 16084 http://www.stadtwil.ch/ 

Grenchen  16050 http://www.grenchen.ch/ 

Baden 16026 http://www.baden -schweiz.ch/ 

Thalwil 15809  http://www.thalwil.ch/ 

Herisau 15786 Keine Website 

Littau 15587  http://www.baar.ch/ 

Adliswil 1 5 3 7 9 http://www.adliswil.ch/ 

Aarau 15299 http://www.aarau.ch/ 
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Ostermundigen  15224 http://www.ostermundigen.ch/ 

Solothurn 15213  http://www.solothurn.ch/egs/  

Pratteln 14966 Keine Website 

Burgdorf 14498 http://www.burgdorf.ch/ 

Illnau-Effretikon 1 4 3 7 8 Keine Website 

Langenthal 14337  http://www.langenthal.ch/ 

Regensdorf 1 4 1 1 7  Keine Website 

Binningen  14031  Keine Website 

Steffisburg 1 3 9 1 9 http://www.steffisburg.ch/ 

Bülach 1 3 7 7 7  http://www.buelach.ch/ 

Schwyz 1 3 7 7 7  www.gemeindeschwyz.ch/ 

Volketswil 13588 http://www.volketswil.ch/ 

Arbon 1 3 1 2 7  http://www.arbon.ch/ 

Wohlen (AG) 13094 Keine Website 

Cham 12926 http://www.cham.ch/ 

Freienbach 12923 http://www.freienbach.ch/ 

Schlieren  1 2 7 3 5 Keine Website 

Muri bei Bern 1 2 6 1 6 Keine Website 

Liestal 12561  http://www.liestal.ch/ 

Einsiedeln 12347  http://www.einsiedeln.ch/ 

Küsnacht (ZH) 1 2 1 7 7  Keine Website 

Horw 12158 Keine Website 

Uzwil 1 1 9 3 3  http://www.uzwil.ch/ 

Spiez 1 1 9 2 3  http://www.spiez.ch/ 

Brig-Glis 1 1 7 2 6  http://www.brig.ch/ 

Opfikon 11557  http://www.opfikon.ch/ 

Münchenstein 1 1 5 3 8 Keine Website 

Wallisellen  1 1 4 7 4 http://www.wallisellen.ch/ 

Zollikon 1 1 3 9 3  http://www.zollikon.ch/ 

Meilen 1 1 2 7 4 http://www.meilen.ch/ 

Stäfa  1 1 2 7 1  http://www.gemeinde-staefa.ch/ 

Davos 1 1 2 1 9 Keine Website 

Amriswil 1 1 1 7 0 http://www.amriswil.ch/ 

Ebikon 11067  http://www.ebikon.ch/ 

Worb 1 0 9 7 0 http://www.worb.ch/ 

Ittigen 10969 http://www.ittigen.ch/ 

Küssnacht am Rigi 10834 http://www.kuessnacht.ch 

Rüti (ZH) 10810 http://www.rueti.ch/ 

Birsfelden 10654  http://www.birsfelden.ch/ 

Lyss 10561  http://www.lyss.ch/ 

Rheinfelden 10496 http://www.rheinfelden.ch/ 

Münsingen  1 0 3 7 1  http://www.muensingen.ch/ 

Altstätten  10264 http://www.altstaetten.ch/ 

Buchs (SG) 10202  http://www.buchs-sg.ch/ 

Neuhausen am Rheinfall 10197  http://www.neuhausen.ch/ 

Richterswil 10142 http://www.richterswil.ch/ 
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Anhang 2: Beispiele von Formularbestellungen 

Amt Leistung Städte 

Steueramt diverse Formulare Adliswil, Bülach, 
Dübendorf, Horgen, 
Opfikon, Richterswil, 
Thalwil, Wetzikon 

AHV Anmeldung Altersrente 

Anmeldung Hinterlassenenrente 

Dübendorf 

Betreibungsamt Betreibungsbegehren  

Fortsetzungsbegehren  

Verwertungsbegehren  

Dübendorf 

Einwohneramt Liegenschaftsverwaltung 

Zentralstrafregister  

Arbeitsbewilligung 

Einreisegesuch 

Einbürgerung 

Bülach , Dübendorf, 
Opfikon, Thalwil, 
Uster 

Zivilstandesamt Heiratsgrundlagen  Opfikon 

Bauamt Baugesuchsformular 

Meldungen 

Reklamegesuchsformular 

Gesuch für die Erstellung oder den Ersatz von 
Feuerweh rsanlagen  

Dübendorf, Opfikon, 
Richterswil, Thalwil, 
Uster 

Militär Gesuch für militärischen Auslandsurlaub 

Bestellung von Duplikat-Dienstbüchlein 

Dübendorf 

Polizeiverordnung Gesuch für Lernfahrausweis 

Gesuch für Führerausweis 

Waffenerwerbsschein 

Patent für Gastwir tschaft  

Dübendorf, Opfikon, 
Thalwil, Uster  
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Anhang 3: Liste der Interviewpartner 

Stadt Bülach: 

– Stadtschreiber: Herr Rolf Butz 

– Informatikbereich: Herr Kaspar Zbinden 

– Einwohnerkontrolle: Frau Sandra Wirth  

 

Stadt Adliswil: 

– Stadtschreiber: Herr Bruno Äbischer 

– Informatikbereich: Herr Werner Holdener 

 

Stadt Ebikon: 

– Gemeindeschreiber: Herr Albert Mattmann 

– Informatikbereich: Herr Roland Baggenstos 

– Einwohnerkontrolle: Frau Manuela Bruni 

 

Stadt Opfikon: 

– Stadtschreiber: Herr Hansruedi Bauer 

– Informatikbereich: Herr Jörg Zeindler 

– Einwohnerkontrolle: Herr Roger Würsch 

 

Firma Nest Gemeindelösungen: 

– Herr Hans Buchegger 
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Anhang 4: Leitfaden der Befragung 

Einleitende Fragen: 

– Bitte beschreiben Sie kurz Ihre Aufgabe und Position. 

– Bitte beschreiben Sie kurz Ihre Aufgabe und Position in bezug auf die 

Aktivitäten der Stadt im Bereich des eGovernment und des Internet. 

– Wie viele Personen arbeiten in der Stadtverwaltung? 

– In wie viele Ämter / Bereiche ist Ihre Stadt organisiert? 

– Wie gestaltet sich die Informatikabteilung / der Informatikbereich in Ihrer 

Gemeinde? Anzahl Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter? 

– Greifen Sie auf externe Partner zurück? Falls ja, für welche Teile und wer sind 

die Partner? 

– Erklärung des Begriffes ePublic Service – elektronische Abgabe öffentlicher 

Leistungen. 

 

Hypothese Strategie 1: Projekte zum Angebot der ePS sind zurückzuführen auf 

die Initiative der Verwaltungsführung und/oder stehen unter deren Leitung. 

– Welche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter drängten auf die Initiierung eines 

Projektes zur Bereitstellung der ePS? (Verwaltungsführung, 

Informatikabteilung oder andere Bereiche) 

– Welche Personen waren schliesslich bei der Entwicklung des Angebotes 

beteiligt? 

– Worin bestand die Rolle des Informatikbereiches der Verwaltung bei der 

Entwicklung des Angebotes? 

– Worin bestand die Rolle der Verwaltungsführung bei der Entwicklung des 

Angebotes? 

– Wurden die Eckdaten des Angebotes von ePS durch die Verwaltungsführung 

definiert? Wurde ein Pflichtenheft erstellt durch die Verwaltungsführung? 
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Hypothese Strategie 2: Es besteht eine umfassende Strategie und Vision der 

Verwaltung hinsichtlich dem Einsatz der Informatik und des Internets. 

– Wann wurde die Website erstellt, bzw. online geschaltet? 

– Welche Gründe führten zur Erstellung der Website? 

– Wann wurde das Angebot des ePS bereitgestellt, bzw. der Onlineschalter 

eingerichtet? 

– Welche Gründe führten zum Angebot des ePS? 

– Wie sieht das Gesamtvorgehen, Konzept oder eine Strategie aus für die 

Bereitstellung des ePS? 

– Wie gestaltet sich die Informatikstrategie? 

 

Hypothese Potential – Technik und Infrastruktur: Mit dem Angebot der ePS wird 

nur die externe Kommunikation modernisiert. Eine Integration der internen und 

externen Informatiksysteme findet jedoch nicht statt. 

– Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung verfügen über 

einen PC-gestützten Arbeitsplatz? 

– Wie viele dieser Arbeitsplätze sind elektronisch vernetzt? 

– Besteht die Möglichkeit der externen elektronischen Kommunikation? 

– Sind die Aufbauorganisation, Prozesse und die Bürokommunikation 

abgebildet (beispielsweise grafisch)? 

– Gibt es ein zentrales Informationsmedium in der Verwaltung? (Beispielsweise 

ein Intranet) 

– Sind die einzelnen Fachanwendungen miteinander verknüpft? Wie viele 

Fachanwendungen bestehen? Wie viele besitzen gemeinsame Schnittstellen? 

– Wurden Prozesse elektronisch abgebildet?  

– Welche Rolle spielen Standards und Schnittstellen im IT System der 

Stadtverwaltung? 
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Hypothese Auswirkungen auf die Verwaltungsorganisation: Das Angebot der ePS 

hat zu signifikanten Auswirkungen in der Ablauf- und Aufbauorganisation der 

Verwaltung geführt. 

– Wie läuft der Prozess ab bei der Bestellung eines ePS (Beispiel: Bestellung 

Heimatausweis, Adressänderung)? 

– Wurden Prozesse elektronisch abgebildet? 

– Wurden durch den ePS Prozessanalysen durchgeführt? 

– Haben sich durch den ePS Anpassungen ergeben im Prozess der Erstellung der 

öffentlichen Leistungen? Wurden Prozesse integriert? Bestehen weniger 

Übergaben/Medienbrüche? 

– Haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter andere und neue Tätigkeiten 

übernommen durch das Angebot der ePS? (beispielsweise mehr 

Verantwortung und Selbständigkeit) 

– Haben sich Veränderungen in der Hierarchie oder Zuständigkeit ergeben 

durch das Angebot von ePS? Sind Strukturen flacher und dezentraler 

geworden? 

– Sehen Sie ein Potential die bestehenden Abläufe zur Erstellung öffentlicher 

Leistungen zu optimieren durch die IKT? 

– Wo sehen Sie Möglichkeiten zu Auswirkungen und Einflüssen durch den ePS? 

– Was sind die Hindernisse, bzw. weshalb finden diese Auswirkungen nicht 

statt?  
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Hypothese NPM: Die „best practice“-Städte kennen NPM, bzw. die 

wirkungsorientierte Verwaltungsführung und/oder unternehmen Schritte in 

diese Richtung. 

– Läuft in der Stadtverwaltung ein Projekt zum NPM, bzw. zur 

Wirkungsorientierten Verwaltungsführung? 

– Welchen Stand haben diese Projekte?  

– Planen Sie NPM auf in der gesamten Verwaltung einzuführen oder sind 

bereits Schritte in dieser Richtung unternommen worden? 

– Welcher Zusammenhang besteht zwischen dem NPM Projekt und den 

Aktivitäten im eGovernment Bereich / der Abgabe von ePS in Ihrer Stadt? 
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Anhang 5: Informations-eMail 

 
Sehr geehrte Frau / Sehr geehrter Herr ..., 
 
Ich beziehe mich in auf das Telefongespräch von heute morgen betreffend meiner 
Diplomarbeit an der Universität St.Gallen zum Thema eGovernment. An dieser 
Stelle möchte ich Ihnen zunächst herzlich danken, dass Sie sich bereit erklären an 
einer Befragung im Rahmen der Diplomarbeit teilzunehmen. 
 
Das genaue Thema meiner Diplomarbeit lautet: 
"Auswirkungen der ePublic Services auf die Verwaltungsorganisation. Darstellung 
anhand eines Schweizer Benchmarks (verstanden als "best practice"-Städte)" 
 
Ablauf der Diplomarbeit: 
Eine erste Phase der Diplomarbeit bestand darin, Städte in der Deutschschweiz 
ausfindig zu machen, welche schon möglichst zahlreich elektronische 
Dienstleistungen anbieten. In diesem Zusammenhang bin ich auch auf Ihre Stadt 
Aufmerksam geworden. 
In der nächsten Phase geht es nun darum, den Auswirkungen dieses 
elektronischen Angebotes auf die Organisation der Verwaltung nachzugehen. Dies 
würde in Form einer mündlichen Befragung ablaufen und zu diesem Zweck 
würde ich gerne persönlich bei Ihnen vorbeikommen. Die voraussichtliche Dauer 
des Interviews schätze ich auf maximal 60 Minuten.  
 
Aufgrund der Recherche zur Diplomarbeit hat es sich als sinnvoll erwiesen, das 
Thema aus zwei Perspektiven zu betrachten. Von Interesse ist zum einen die 
Informatik-Perspektive, dazu habe ich mit Frau/Herr ... Kontakt aufgenommen. 
Zum anderen ist die Management, bzw. Führungsperspektive von Bedeutung, 
weshalb ich an Sie gelange betreffend eines Interviews. Aufgrund der 
Interviewauswertung müssen die Interviews dabei in Form von Einzelinterviews 
durchgeführt werden. 
 
In diesem Sinne schaue ich dem Interviewtermin vom ... mit Interesse entgegen 
und möchte mich nochmals herzlich bedanken für Ihre kurzfristige Zusage. 
 
Für Fragen oder Anmerkungen stehe ich Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
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